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Jüdische Gemeinde – gefährdete Kontinuität 
Simon Erlanger 
 
 
Jüdinnen und Juden sind in Basel seit rund acht Jahrhunderten nachgewiesen. Eine erste jüdi-
sche Gemeinde ist zu Beginn des 13. Jahrhunderts belegt. Im ältesten schriftlichen Zeugnis ver-
pfändet der Bischof von Basel 1223 den Münsterschatz an die Juden, um den Bau der Mittleren 
Brücke finanzieren zu können. Diese erste jüdische Gemeinde fiel den Verfolgungen während 
der Pestepidemie von 1348/49 zum Opfer, als ihre Mitglieder auf einer heute nicht mehr existie-
renden Insel im Rhein verbrannt wurden. Der jüdische Friedhof beim heutigen Kollegiengebäude 
der Universität wurde verwüstet, die Grabsteine entfernt. Immer werden sie bei Grabungen und 
Bauarbeiten gefunden. Zuletzt kamen im Herbst 2019 vier jüdische Grabsteine beim Bau des 
neuen Parkings beim Kunstmuseum zum Vorschein. 

Kurz nach dem Erdbeben von 1356 bildete sich die zweite Basler jüdische Gemeinde, deren 
Synagoge an der Gerbergasse war, beim heutigen Unternehmen Mitte. Man profitierte von  
dieser Gemeinde für den Bau des dritten Befestigungsgürtels der Stadt. Doch schon um 1400 
flüchteten die Basler Jüdinnen und Juden vor der Gefahr erneuter Verfolgung in die stadtnahen 
Dörfer. Dort bildeten sie während Jahrhunderten jüdische Landgemeinden, unter anderem in 
Aesch, Dornach, Allschwil, Hegenheim und Hagenthal. Die Friedhöfe von Zwingen (1573–1673) 
und Hegenheim (1673 bis heute) zeugen von Kontinuität in all den Jahren, in denen Juden der 
Aufenthalt in Basel nicht gestattet war – dies, obwohl die Stadt im 16. Jahrhundert eines der 
wichtigsten Zentren für hebräische Drucke in ganz Europa war. 

 
Gleichberechtigt und anerkannt 
Erst mit Napoleons Eroberung der Alten Eidgenossenschaft durften sich ab 1798 Jüdinnen und 
Juden aus dem Elsass in Basel niederlassen. 1805 wurde die heutige Israelitische Gemeinde  
Basel (IGB) gegründet. Mit der Emanzipation der Schweizer Juden seit 1866 wurden auch die 
Basler Jüdinnen und Juden gleichberechtigte Bürger. Seit 1972 ist die IGB öffentlich-rechtlich 
anerkannt und damit den Landeskirchen gleichgestellt. Die IGB versteht sich als Einheits-
gemeinde, die zwar orthodox geführt wird, aber Mitglieder verschiedener religiöser Ausrichtun-
gen umfasst. 1927 spaltete sich von der IGB die ultraorthodoxe Israelitische Religionsgesell-
schaft (IRG) ab, die heute etwa 250 Personen zählt. Dazu kommt die 2004 gegründete liberale 
jüdische Gemeinde Migwan mit etwa 70 Mitgliedern. Im Gegensatz zur immer noch mitglieder-
starken IGB, der ‹grossen Gemeinde›, sind weder IRG noch Migwan vom Kanton als öffentlich-
rechtliche Körperschaften anerkannt.  

Bemerkenswert ist die Kontinuität der IGB. Sie wird in der Grossen Synagoge der IGB an  
der Basler Leimenstrasse sichtbar. Wer sich der Ostwand zuwendet, erkennt dort den in die 
Wand eingelassenen Schrank mit den Thora-Rollen, den ‹Aron Hakodesch›. Dieser wird durch 
eine stählerne Tür verschlossen, vor die wiederum ein Vorhang, der ‹Parochet›, heruntergelas-
sen wird. Oft hängt vor dem Schrein ein dunkelroter, vom Alter gezeichneter Samtvorhang.  
Er wurde vor rund 150 Jahren von den Frauen der Gemeinde angefertigt und bestickt und der 
1868 erbauten Basler Synagoge, mit damals nur einer Kuppel, gestiftet. Dass heute immer noch 
derselbe Vorhang in der Synagoge hängt, ist 75 Jahre nach der Schoah einzigartig. Die jüdische 
Bevölkerung Basels kann somit auf eine ungebrochene Gemeindegeschichte zurückblicken.  
Fast überall sonst in West-, Mittel- und Osteuropa wurden die jüdischen Gemeinden entweder 
vernichtet oder zumindest stark dezimiert beziehungsweise aufgelöst. Die Kontinuität jüdischen 
Lebens wurde gebrochen – nicht so in Basel. Dies hat das Selbstverständnis der Basler Jüdinnen 
und Juden geprägt. Zum Symbol ihrer Identität wurde die Grosse Basler Synagoge, liebevoll 
‹Syni› genannt. Im Jahr 1892 erweitert und mit einer zweiten Kuppel versehen, prägt sie bis 
heute das Stadtbild und symbolisiert so auch die Integration und die Anerkennung, welche die 
IGB im Stadtkanton geniesst. 
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Erfolgsgeschichte 
Vor allem in den auf 1945 folgenden Jahrzehnten war der kontinuierliche Ausbau der Institutio-
nen ein herausragendes Merkmal der IGB, sodass die Gemeinde und die ihr angeschlossenen 
Vereine immer besser den sozialen und pädagogischen Aufgaben nachkommen konnten,  
die sich einer traditionellen jüdischen Gemeinde stellen. Die Gemeinde wuchs, es gab immer 
mehr Mitglieder und zahlreiche Aktivitäten in der Gemeinde selbst sowie in den zahlreichen 
Gemeindeinstitutionen, Vereinen und Jugendbünden. Zentrum des Gemeindelebens wurde das 
1958 eingeweihte Gemeindehaus an der Leimenstrasse 24 mit seinen Sekretariats- und Rabbi-
nats-Büros, seinen Schulräumen und seinem grossen Gemeindesaal. Prägend war darüber  
hinaus der seit den Fünfziger- und Sechzigerjahren erfolgte Ausbau des formellen Erziehungs-
wesens, als zur traditionellen Religionsschule eine Kita, ein Kindergarten und eine Primarschule 
hinzukamen. 

Dieses Aufblühen fand auch anderswo in der Schweiz statt. Nach den schrecklichen Erfah-
rungen der Kriegsjahre galten die Sechziger und Siebziger als goldenes Zeitalter des Schweizer 
Judentums. Die Gemeinden waren jung, dynamisch und aktiv. Vom Schweizer Judentum  
gingen Impulse aus für die Wiederbelebung des Judentums in Europa. So etwa gab es in Basel 
ein jüdisches Lehrerseminar, das allerdings nach kurzer Zeit wegen Finanzierungsproblemen 
wieder geschlossen wurde. Doch blieb trotz der grossen Dynamik eine konstant hohe Auswan-
derung vor allem nach Israel bestehen. Wegen des natürlichen demografischen Wachstums  
und einer gewissen Einwanderung pendelte sich die offizielle Zahl der Juden in der Schweiz bei 
18’000 ein. Die Dunkelziffer ist unbekannt. 

Auf den ersten Blick war dies eine Erfolgsgeschichte. Den Gemeinden ging es lange gut.  
Zu achtzig Prozent Schweizer Bürger, sind die Schweizer Juden bis heute sehr gut integriert und 
akkulturiert. Sie sind vielleicht manchmal sogar etwas überangepasst, schweizerischer als  
die Schweizer. Die meisten fallen kaum auf, sind – je nach Wohnort – FCB-, YB- oder FCZ-Fans, 
gehören dem Mittelstand an und tragen aktiv zum gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, kultu-
rellen und politischen Leben der Schweiz bei. Und das seit Generationen.  

 
Schrumpfung und Sicherheitsdebatte  
Alles scheint ideal, wäre da nicht seit 2015 die Sicherheitsdebatte, als Bund und Kantone erst 
nach langem Hin und Her die Notwendigkeit anerkannten, die Schweizer Juden als Einwohner 
der Schweiz so aktiv zu schützen, wie dies in der Verfassung vorgesehen ist. Angesichts der  
europaweiten Bedrohungen durch Antisemitismus und Terror wurde dies leider nötig. Die an-
fängliche Ablehnung der staatlichen Unterstützung jüdischer Sicherheit durch diverse Parteien, 
in Basel etwa 2018 in einer ersten Abstimmung im Grossen Rat durch SP und FDP, hinterliess 
einen bitteren Nachgeschmack.  

Die Sicherheitsdebatte traf die Schweizer Juden und auch die Basler jüdische Gemeinde  
in einem heiklen Moment. Die Gemeinden schrumpfen, die IGB sogar rasanter als andere Ge-
meinden ähnlicher Grösse. Der Blick nach Israel veranschaulicht das Problem: Dort leben heute 
mit rund 19’000 Jüdinnen und Juden schweizerischer Herkunft mehr Juden als in der Schweiz 
selbst. Diese Situation ist für die jüdische Gemeinschaft eines freiheitlich-westlichen Landes 
einzigartig. Selbst bei den durch virulenten Antisemitismus geplagten französischen Juden, die 
in den letzten Jahren zu Tausenden Frankreich verlassen haben, sind die Zahlen nicht so dras-
tisch. 

Seit Jahren unterliegt die schweizerisch-jüdische Gemeinschaft einem Schrumpfungs-
prozess. Ganze Generationen sind ausgewandert, viele traditionsreiche Gemeinden sind ver-
schwunden oder haben sich radikal verkleinert. Mittlere Gemeinden werden klein, Grossge-
meinden steigen demografisch ab. Nur noch zwei der nunmehr sechzehn Mitgliedsgemeinden 
des Schweizerischen Israelitischen Gemeindebundes zählen mehr als tausend Mitglieder. Neun 
sind Klein- oder Kleinstgemeinden und existieren nur noch auf dem Papier. In Basel etwa hat 
ein grosser Teil der jungen jüdischen Generation die Stadt verlassen, Dutzende in Richtung  
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Zürich, Hunderte nach Israel. Dies führte zu einer rasanten Schrumpfung und einer spürbaren 
Überalterung. Eine Zuwanderung, etwa durch Angestellte der pharmazeutischen Industrie,  
findet zwar statt, ist aber für die Gemeinde statistisch kaum relevant. Die meisten Expats  
ziehen es vor, sich ausserhalb der traditionellen Strukturen zu organisieren.  

Derweil ist die 212 Jahre alte IGB massiv am Schrumpfen. Zählte man in Basel-Stadt 1950 
noch 2’620 Jüdinnen und Juden auf Kantonsgebiet, so fiel deren Zahl bis 1980 auf unter 2’000. 
Von ihnen waren 1’515 Erwachsene Mitglied in der IGB. Bis 1996 sank der Mitgliederbestand auf 
1’306 Personen. 1997 unterschritt er erstmals die Grenze von 1’300. Dort pendelte sich die Zahl 
für ein paar Jahre ein. 2004 waren es noch 1’218. Ende 2016 wurden nur noch 967 Mitglieder 
gezählt, 2019 sind es unter 900. Die Abwanderung hat zur Folge, dass auch weniger Kinder in 
die IGB hineingeboren werden. Schon jetzt richten sich daher Kindergarten und Jüdische Pri-
marschule auf Jahrgänge mit zwei, drei oder vier Kindern ein, während es in der Vergangenheit 
Jahrgänge mit bis zu fünfzehn Kindern gab. 

 
Finanz- und Strukturprobleme 
Der Mitgliederschwund der IGB dürfte sich auch in rückgängigen Steuereinnahmen bemerkbar 
machen, sodass sich die Frage stellt, wie lange die auf eine grössere Gemeinde ausgerichteten 
Institutionen noch finanzierbar sein werden.  

Im Gegensatz zu den Austrittswellen in den Landeskirchen, wo Ausgetretene noch da sind 
und vielleicht wieder mobilisiert werden könnten, sind die ehemaligen Mitglieder der jüdischen 
Gemeinden mehrheitlich schlicht nicht mehr am Ort vorhanden. Mit knapp 18’000 zählen die 
Schweizer Juden heute 2’000 Personen weniger als 1920. Da sich aber seither die Bevölkerung 
der Schweiz auf 8,4 Millionen mehr als verdoppelt hat, ist der Bevölkerungsanteil der Juden 
drastisch gesunken. War Basel nach 1945 noch ein wichtiges Zentrum der Schweizer Juden, so 
ist es heute die Stadt Zürich, auf die sich das jüdische Leben in der Schweiz konzentriert. Dort 
wachsen die Gemeinden, wobei diese demografische Entwicklung auch mit der Präsenz ultra-
orthodoxer Gruppen mit kinderreichen Familien zu tun hat.  

Zusätzlich zum demografischen Niedergang bedroht die zusehends prekäre Sicherheitslage 
die Kontinuität des Judentums in der Schweiz und in Basel. Obwohl hierzulande die Zahl der 
gemeldeten und registrierten antisemitischen Zwischenfälle auf hohem Niveau stabil bleibt, ist 
die Schweiz keine Insel. In der unmittelbaren Nachbarschaft sieht sich in Frankreich die grösste 
jüdische Gemeinde Europas existenziell bedroht. Seit den tödlichen Attacken von 2015 und 2016 
werden dort Synagogen, Gemeindezentren und Schulen vom Militär bewacht. 2018 wurde eine 
Zunahme antisemitischer Akte um rund 74 Prozent verzeichnet; 2019 nahm ihre Zahl nochmals 
zu. Auch in Deutschland ist organisiertes jüdisches Leben 75 Jahre nach der Schoah nur unter 
ständiger Bewachung möglich. In unserem nördlichen Nachbarland stieg die Zahl antisemiti-
scher Gewalttaten in einzelnen Bundesländern um 60 Prozent. Und 40 Prozent der Juden in den 
Ländern der Europäischen Union spielen mit dem Gedanken, Europa zu verlassen, wie eine Um-
frage der EU von 2019 ergab.  

Während die Zahl registrierter antisemitischer Übergriffe in der Schweiz stabil bleibt,  
haben auch hierzulande offene Manifestationen des Antisemitismus – wie ihn die ‹International 
Holocaust Remembrance Alliance› 2016 international verbindlich definiert hat – massiv zuge-
nommen. Dazu kommt seither noch die europaweite terroristische Bedrohung. Heute gibt es 
auch in Basel keine jüdische Institution, die sich nicht um ihre Sicherheit sorgte. Synagogen und 
Gemeindezentren müssen dauernd bewacht werden. Die Kosten verstärken das unter anderem 
durch die demografische Schrumpfung verursachte strukturelle Defizit der IGB und bringen sie 
an den Rand des ökonomisch Verkraftbaren.  

 
Schwierige Finanzierung der Sicherheit  
Akut wurde die bis anhin von der Öffentlichkeit ignorierte Sicherheitsproblematik 2016, als die 
Juden der Schweiz zusammen mit der Eidgenossenschaft das 150-Jahr-Jubiläum ihrer Eman-
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zipation feierten. Ende 2016, ausgerechnet im Jubiläumsjahr der rechtlichen Gleichstellung, 
stellte der Bund in einem Expertenbericht zur Sicherheit jüdischer Gemeinden zwar die tatsäch-
liche Bedrohung fest, lehnte aber einen Beitrag an jüdische Sicherheit ab. Die Juden hätten 
diese selbst zu berappen und zu organisieren. Damit hatte sich der Schweizer Staat geweigert,  
Verantwortung für einen Teil seiner Bürger zu übernehmen, obwohl er laut Verfassung dazu 
verpflichtet ist. Seit Jahrhunderten ansässig, seit 150 Jahren gleichberechtigt, stellte sich den 
Juden nun die Frage, ob sie nicht doch Bürger auf Widerruf geblieben sind. Obwohl sich mitt-
lerweile positive Signale gehäuft haben und auch konkrete Hilfe von Bund und Kantonen erfolgt 
ist, ist Irritation zurückgeblieben.  

Mittlerweile stellt der Bund nicht nur den jüdischen Gemeinden, sondern allen bedrohten 
Minderheiten einen Betrag von gesamthaft 500’000 Franken zur Verfügung. Dieser im Hinblick 
auf die zahlreichen Institutionen und Körperschaften eher symbolische Betrag soll vor allem ein 
Ansporn an die Kantone sein, ihrerseits in Sachen Sicherheit aktiv zu werden. Auch in Basel-
Stadt scheint dies gelungen, wenngleich 2018 der Grosse Rat erst im zweiten Anlauf beschloss,  
einem LDP-Postulat zu folgen und die Sicherheit der beiden jüdischen Gemeinden mit 746’000 
Franken mitzufinanzieren. Diese wird künftig in das Dispositiv des Kantons integriert, was  
mittlerweile dem politischen Konsens entspricht. Zusätzlich beantragte die Basler Regierung im 
Juni 2020 beim Grossen Rat weitere 605’000 Franken für bauliche und technische Massnahmen,  
um den Schutz jüdischer Einrichtungen in Basel weiter zu verbessern. Damit werde das 2018 
beschlossene Projekt ‹Jüdische Sicherheit Basel› ergänzt, so der Basler Regierungsrat. 

Derweil schreitet der Schrumpfungsprozess der IGB voran. Diese sieht sich nun vor der  
entscheidenden Herausforderung, ihre Strukturen den neuen Gegebenheiten anzupassen,  
ohne dass dieser Sparkurs die Aktivitäten der traditionsreichen Gemeinde einschränkt. Nur so 
lässt sich verhindern, dass die Kontinuität jüdischen Lebens in Basel nach mehr als zweihundert  
Jahren endet.  
 
 
Über den Autor 
Simon Erlanger ist Journalist, Historiker und Dozent an der Universität Luzern.  
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Beiträge zum Thema im Basler Jahrbuch / Basler Stadtbuch 
 
‹Judenwohnungen im mittelalterlichen Basel› (Theodor Nordmann, 
Basler Jahrbuch 1929, S. 172–201) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1929/1929_0583.html 
 
‹Die Basler Synagoge. Ihr Erbauer, Hermann Gauss-Kienle  
(1835–1868)› (Julia Gauss, Basler Stadtbuch 1969, S. 202–204)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1969/1969_1269.html 
 
‹Basler Synagogen im Laufe der Geschichte› (Ludwig Kahn,  
Basler Stadtbuch 1969, S. 205–207) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1969/1969_1270.html  
 
‹175 Jahre Israelitische Gemeinde Basel› (Katia Guth-Dreyfus,  
Basler Stadtbuch 1980, S. 153–162) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1980/1980_1578.html 
 
‹Basler Synagoge renoviert› (Fritz Friedmann, Basler Stadtbuch  
1988, S. 140–141) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/1988/1988_1973.html 
 
‹Das Gotteshaus ist offen für alle. Israel M. Levinger – 20 Jahre im  
Dienst der jüdischen Gemeinde› (Fritz Friedmann, Basler Stadtbuch  
2000, S. 244–250) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2000/2000_2717.html 
 
‹Der mittelalterliche Judenfriedhof unter dem Kollegienhaus.  
Ein Zeuge der jüdischen Gemeinde von Basel› (Christoph Philipp  
Matt, Basler Stadtbuch 2003, S. 142–146) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2003/2003_2854.html 
 
‹Religionen in Basel. Von der reformierten Vergangenheit zur  
multireligiösen Gegenwart› (Christoph Peter Baumann, Basler  
Stadtbuch 2005, S. 20–25)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2005/2005_2908.html 
 
‹Von der Bieridee zum Religionsfestival. Im Projekt «religions.basel»  
förderten Jugendliche die Verständigung zwischen den Religionen›  
(Julia Konstantinidis, Basler Stadtbuch 2005, S. 37–39) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2005/2005_2910.html 
 
‹Jüdisches Leben in Basel gestern und heute. Feiern, Ausstellungen  
und Publikationen rund um das Jubiläum 200 Jahre Israelitische  
Gemeinde Basel› (Jacques Picard, Basler Stadtbuch 2005, S. 245–151) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2005/2005_2944.html 
 
‹Jüdische Vielfalt in Basel. Ein kurzer Abriss der Geschichte der  
jüdischen Gemeinden in Basel› (Noëmi Sibold, Basler Stadtbuch  
2012, S. 70–74) 
http://www.baslerstadtbuch.ch/stadtbuch/2012/2012_3219.html 
 
‹Zwei Jubiläen des jüdischen Lebens: 150 Jahre Gleichstellung der  
Juden im Schweizer Bundesgesetz, 50 Jahre Jüdisches Museum der  
Schweiz› (Peter Bollag, Basler Stadtbuch 2016, Dossier, 15 Seiten)  
http://www.baslerstadtbuch.ch/dossier/2016/zwei-jubil-en-des-j-dischen-lebens.html 
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Synagoge an der Leimenstrasse, vor dem Umbau der Jahre 1890–1892 (Bild: www.alemannia-judaica.de) 
 
 
 

             
Umgebaute Synagoge, um 1905                        Synagoge an der Leimenstrasse, 2015  
(Bild: www.alemannia-judaica.de)                  (Bild: Basler Bildungsserver) 
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Gemeindeanlass der IGB 1975 – bei 1’800 Mitgliedern (Foto: Archiv Simon Erlanger) 
 
 
 

 
Hochzeit in der Synagoge, 2015. Das junge Paar lebt in Zürich. (Foto: Simon Erlanger) 
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Mobile Poller sichern 2018 die Synagoge. Mittlerweile sind sie durch Betonelemente ersetzt worden.  
(Foto: Simon Erlanger) 
 
 
 

 
Solidaritätskundgebung der Reformierten Kirche Basel-Stadt während der Debatte um die Sicherheit der IGB, 2018  
(Foto: Simon Erlanger)  
 



30 basel Schweiz am Wochenende
9. Dezember 2017

Die Gefährdung der Juden hat in den
vergangenen Jahren stark zugenom-
men. Auch die Bundesbehörden sind
zum Schluss gekommen, dass dschi-
hadistisch motivierte Anschläge in der
Schweiz gut möglich sind. Die Israeliti-
sche Gemeinde Basel (IGB) drängt da-
her auf staatliche Unterstützung. Sie
selbst ist nicht mehr in der Lage, für
die Sicherheit zu garantieren. Im ver-
gangenen Jahr schrieb die Gemeinde
einen Verlust von einer Million Fran-
ken. Allein für die laufenden Sicher-
heitskosten gibt die IGB 460 000 Fran-
ken an. Zudem sind Investitionen in
die infrastrukturelle Sicherheit von
insgesamt 500 000 Franken geplant.

Die Basler LDP-Grossrätin Patricia
von Falkenstein forderte vergangenes
Jahr in einem Budgetpostulat,
800 000 Franken für die Sicherheit
der Basler Juden einzustellen. Es sei
verfassungsmässige Pflicht des Staates,
Übergriffe auf das Leben aller Perso-
nen zu verhindern. Nächsten Mitt-
woch wird das Postulat im Grossen Rat
behandelt. Justizdirektor Baschi Dürr
(FDP) ist nicht gewillt, der Forderung
nachzukommen. Eine staatliche Über-
nahme privater Sicherheitskosten wä-
re «präzedenzlos», heisst es in der
schriftlichen Begründung der Regie-
rung. Sie stellte ein «Präjudiz für wei-
tere religiöse oder andere Gemein-
schaften dar, die einen überdurch-
schnittlichen Schutz benötigen bezie-
hungsweise hohe Sicherheitskosten
aufweisen.»

Angst vor Paradigmenwechsel
Stattdessen will die Basler Regierung
einen einmaligen Investitionsbeitrag
von einer halben Million Franken spre-
chen. Der Kanton will aber lediglich in
infrastrukturelle Verbesserungen in-
vestieren. Für das Sicherheitspersonal
will er nicht aufkommen. Es würde ein
«Paradigmenwechsel» sein, wenn der
Staat durch die «Ablösung privater Si-
cherheitsleute durch Mitarbeiter der
Kantonspolizei» personelle Mittel zur

Verfügung stellen würde. Damit will
sich von Falkenstein nicht zufriedenge-
ben. Sie wird sich in der Parlaments-
debatte dafür einsetzen, dass der Kan-
ton nicht nur eine verbesserte Infra-
struktur garantiert, sondern auch Geld
für Sicherheitspersonal spricht.

Von Falkenstein beruft sich unter
anderem auf ein Gutachten, das die
IGB bei der Universität Basel in Auftrag
gegeben hat. Dieses sollte der Frage
nachgehen, inwiefern der Staat für die

Sicherheit der Juden zuständig ist und,
darauf aufbauend: welche Massnah-
men er selber finanzieren und wofür
die Glaubensgemeinschaft aufkommen
muss.

Die Pflichten des Kantons
Von den Studienautoren um Rechts-
professor Felix Hafner wollte im Hin-
blick auf die Grossratsdebatte nie-
mand die Erkenntnisse des Gutach-
tens, das nicht nur der «Schweiz am

Wochenende», sondern auch Baschi
Dürr vorliegt, kommentieren. Klar ist
aber, dass der 139-Seiten-Bericht der
Israelitischen Gemeinde in die Karten
spielen wird. Im Gutachten resümie-
ren die Studienautoren, dass der Kan-
ton «auf die spezifische Gefährdung
abgestimmte Massnahmen zum Schutz
der jüdischen Bevölkerung» selber
vornehmen müsse. Dazu gehöre eben

auch, dass das Sicherheitsdispositiv
von Basel-Stadt übernommen würde –
so nötig. Ergo: Entweder zahlt er die
Kosten für die privaten Organisationen
oder er stellt eigene Polizisten zur Ver-
fügung. Für Guy Rueff, den Präsiden-
ten der IGB, ist klar: «Die Studie zeigt
auf, dass die jüdischen Gemeinden in
der Schweiz das Recht haben, dass die
finanziellen Lasten, die in den letzten
Jahren enorm gestiegen sind, in geeig-
neter Form gemindert werden soll-
ten.» Die Studie der Uni Basel bestätige
den Anspruch und sollte bei der Ent-
scheidungsfindung berücksichtigt wer-
den.

«Klarer Auftrag»
Patricia von Falkenstein ist zuversicht-
lich, mit einem Rucksack an Argumen-
ten in die parlamentarische Debatte zu
steigen. Schliesslich kann sie sich nicht
nur auf das bisher unpublizierte
Rechtsgutachten stützen, sondern
auch auf den im Oktober veröffentlich-
ten Bericht über die Massnahmen des
Bundes gegen Antisemitismus in der
Schweiz. Dieser ist zum Schluss ge-
kommen, dass der Staat eine Schutz-
pflicht gegenüber den einzelnen ge-
fährdeten Menschen habe – selbst
wenn diese mit «erhöhtem finanziellen
Aufwand» verbunden sei. Von Falken-
stein jedenfalls sieht darin einen
«klipp und klaren» Auftrag an die Bas-
ler Justizdirektion. Dies ganz unabhän-
gig davon, ob Mehrkosten auf den Kan-
ton zukommen und ob auch andere
gefährdete Gemeinschaften von die-
sem Präjudiz profitieren werden.

Juden haben neue Argumente
für eigenes Sicherheitspersonal
Der Kanton soll die Glau-
bensgemeinschaft gegen
Anschläge beschützen.
Diese beruft sich im Vor-
feld der Grossratsdebatte
auf ein Rechtsgutachten.
� �
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VON LEIF SIMONSEN

Besonders gefährdet: die Basler Synagoge. ARCHIV/KENNETH NARS

«Die Studie zeigt auf, dass
die jüdischen Gemeinden
das Recht haben, dass die
finanziellen Lasten in ge-
eigneter Form gemindert
werden sollten.»

GUY RUEFF
ISRAELITISCHE GEMEINDE BASEL

«Eh jo. Eh nei. Eh jo. Eh nei. Eh jo. Eh
nei. Eh jo. Das ischs Protokoll vom Bun-
desroot.» In bester Schnitzelbangg-
Manier beschrieb Kulturminister Alain
Berset die Diskussion innerhalb des Bun-
desrats, ob die Basler Fasnacht Immateri-
elles Kulturerbe der Unesco werden soll.
Der Sozialdemokrat hatte die Lacher auf
seiner Seite. Er verstand es, charmant
und humorvoll die Bedeutung der Basler
Fasnacht hervorzuheben. «Dass die Bas-
ler Fasnacht Immaterielles Kulturerbe
der Unesco wurde, ist eine Selbstver-
ständlichkeit!», rief Berset in den vollen
Saal der UBS.

«Veritables Kulturgut»
Gute Laune, Freude und ganz viel Stolz
waren am gestrigen Festakt des Fas-
nachts-Comités spürbar. Und auch Er-
leichterung, wie Obmann Christoph Bür-
gin zugab. Er begrüsste Bundesrat Berset
zuerst in bestem Französisch und Hoch-
deutsch, wechselte aber rasch wieder ins
Baseldytsch. «Der Dialekt ist schliesslich
eines der wichtigsten Kulturgüter der
Fasnacht. Also rede ich, wie mir der
Schnabel gewachsen ist.» Bürgin ging in

seiner Ansprache auch auf jene zu, die
das Bestreben des Comités, die Fasnacht
zum Weltkulturerbe zu machen, kritisch
beäugten. Mit der Anerkennung gehe ei-
ne steigende Bedeutung der Fasnacht
einher, die womöglich für Nachwuchs
sorgt. Am meisten hofft Bürgin auf mehr
günstige Räumlichkeiten zum Basteln
und Bauen. Die Auszeichnung bedeute
für Basel schliesslich «eine Brise Welt-
ruhm», frohlockte Basels höchster Fas-
nächtler.

Eine Gasse für die Fasnacht
Regierungspräsidentin Elisabeth Acker-
mann (Grüne) kündigte eine Fasnachts-
gasse im «Herzen der Stadt» an, welche
bereits am 6. Januar eingeweiht werden
soll. Die Nomenklaturkommission habe
dafür ihr Einverständnis gegeben. Den
genauen Ort nannte Ackermann nicht.
Handelt es sich etwa um den Durch-
bruch beim neuen Stadtcasino? Zumin-
dest bei den Lesern der bz stand dieser
Name damals hoch im Kurs.

Am Ende war es an den Tambouren,
Pfeiferinnen und Pfeifer des Fasnachts-
huus, zu demonstrieren, was die Basler
Fasnacht auszeichnet: Grossartige Klänge
und wunderbare Kostüme und Larven.

Weltruhm für Basel, eine Gasse für die Fasnacht

Die Fasnächtler feierten zusammen mit Bundesrat Alain Berset (SP) die Auszeich-
nung zum Immateriellen Unesco-Kulturerbe. BILDER: JURI JUNKOV

Bewies Humor: Alain Berset.
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VON TOBIAS GFELLER

Comité-Obmann Christoph Bürgin.Jeder wollte ein Selfie.
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Juden können sich nicht mehr selber schützen
Israelitische Gemeinde Basel hofft, dass der Kanton die Kosten für Zutrittskontrollen übernimmt

Von Mischa Hauswirth

Basel. Die Sicherheitsfrage rund um 
jüdische Einrichtungen in Basel soll neu
aufgerollt werden. Guy Rueff, Präsident 
der Israelitischen Gemeinde Basel 
(IGB), sagt zur BaZ, es müsse nun
schnell reagiert werden. «Wir brauchen
einen Lösungsansatz in den nächsten 
vier Wochen.» Erst kürzlich hat die IGB
bekannt gegeben, dass sie aufgrund der
Sicherheitskosten tiefrote Zahlen schrei­
be und nicht mehr in der Lage sei, alle 
Sicherheitsmassnahmen selber zu be­
zahlen. Bei Einnahmen von rund
2,5 Millionen Franken ist das Loch 
600000 Franken tief. «Die laufenden 
Kosten für die Privatbewachung können 
wir nicht mehr bezahlen», sagt Rueff.

Die IGB macht für die gestiegenen 
Kosten die veränderte Bedrohungslage 
in Europa verantwortlich. Nach der 
Welle von unverhohlenem Antisemitis­
mus und die durch islamistische Täter 
verübten Anschläge in Frankreich und 
anderen Ländern Europas seien jüdi­
sche Institutionen und Menschen jüdi­
schen Glaubens vermehrt gefährdet.
Dies gehe auch aus den Lageberichten 
der Geheim­ und Nachrichtendienste
hervor.

Angst vor Präjudiz
Zurzeit laufen Gespräche zwischen

der IGB und dem Justiz­ und Sicher­
heitsdepartement (JSD) unter der Lei­
tung von Regierungsrat Baschi Dürr 
(FDP). Dürr bestätigt die Gespräche
und sagt zu deren Inhalt: «Es geht um
die Details des Ausgabenberichts und 
weitere Fragen der Sicherheit jüdischer 
Institutionen, etwa inwiefern die Polizei
ihr heute schon grosses Dispositiv allen­
falls nochmals punktuell ausbauen
kann», sagt Dürr. Mehr Informationen
gebe es nicht, bis die Gespräche abge­
schlossen sind.

Bei den ungedeckten Kosten jedoch, 
die zur Diskussion stehen, geht es um
Zutrittskontrollen zu den Gebäuden der 
jüdischen Gemeinde an der Leimen­
strasse, wo sich Kindergärten, Schulen,
Verwaltung und die Synagoge befin­
den. Vor Jahren noch hatte dort jeder,

der hineinwollte, mehr oder weniger
unkontrolliert passieren können, heute
gibt es Sicherheitschecks und Zutritts­
kontrollen. 

In jüngerer Vergangenheit hat das
Basler Parlament bereits zwei Vorstösse
verworfen, welche die Sicherheitsmass­
nahmen von jüdischen Gebäuden mit
zusätzlichem Geld unterstützen woll­
ten. Die Regierung lehnte die Verpflich­
tungen ab, da es mit Ausnahme einzel­

ner Verbalattacken zu keiner konkreten
Bedrohung gekommen sei. Zudem
befürchtete sie, damit ein Präjudiz zu
schaffen; will heissen, es könnte auch 
eine Moschee oder eine andere Grup­
pierung finanzielle Unterstützung für
ihre Sicherheitsaufwendungen fordern.
Das Argument zog bei Politikern, vor 
allem bei der Linken.

Am Dienstag trat alt Regierungsrat
Ralph Lewin (SP) das erste Mal seit sei­

nem Rücktritt vor neun Jahren vor die
Kamera und gab Telebasel ein Interview
zum Thema. Lewin, selber Mitglied der 
IGB, zeigte wenig Verständnis dafür, 
dass die Politik – darunter auch seine
eigene Partei – den Antrag für mehr 
finanzielle Unterstützung abgelehnt
hat. «Es ist anerkannt, dass für jüdische
Institutionen in Europa eine erhöhte 
Gefahr besteht», sagte Lewin. «Ich war 
enttäuscht, dass man so stark mit dem

Präjudiz argumentiert hat.» Für Lewin
ist der höhere Geldbedarf eine Reaktion
auf die islamistischen Attentate. «Ich 
glaube nicht, dass dadurch ein Präjudiz
abgeleitet werden kann», sagt Lewin.

Bei der Kantonspolizei heisst es,
dass sämtliche jüdischen Örtlichkeiten
inventarisiert und mit Einsatzdispositi­
ven versehen wurden. Zudem wurde
der IGB Sicherheitsberatung in Aussicht 
gestellt sowie ein Beitrag von 75 Pro­
zent der anstehenden Investitionsaus­
gaben in bauliche Sicherheitsmassnah­
men, bis maximal 500 000 Franken.
«Die Kantonspolizei unternimmt bereits 
heute zahlreiche besondere Anstren­
gungen, um den Schutz jüdischer Orga­
nisationen zu gewährleisten», sagt Mar­
tin Roth, Kommandant der Kantons­
polizei Basel­Stadt.

Unterstützung reicht nicht aus
Die IGB attestiert der Polizei durch­

aus eine grosse Bereitschaft. «Bereits
jetzt hilft die Polizei immer bei Grossan­
lässen und den hohen Feiertagen und
trägt auch mit unregelmässigen Kont­
rollen sehr dazu bei, das Gefühl der
Sicherheit zu verstärken», sagt Rueff. 

Der IGB geht das Engagement des
Kantons jedoch zu wenig weit. «Dass 
der Kanton uns 500 000 Franken an
zusätzliche Infrastrukturmassnahmen 
bezahlen will, löst das Problem leider
nur teilweise», sagt Rueff. Die Gemeinde 
müsse den täglichen Schutz mit ausge­
bildetem Schutzpersonal organisieren,
und dieser Schutz sei durch diesen
Betrag leider nicht abgedeckt. Rueff
unterstreicht zudem, die Gemeinde 
trage die Kosten mit und trete nicht ein­
fach nur als Bittsteller auf.

Lewin präzisierte, dass natürlich 
auch die IGB gefordert sei und bei ande­
ren Positionen sparen müsse. «Es ist 
noch nie vorgekommen, dass die Israeli­
tische Gemeinde das vom Vorstand prä­
sentierte Budget zurückgewiesen hat, 
wie dies an der Sitzung Ende Januar
geschehen ist», so Lewin. «Dass man 
allerdings 600 000 Franken der Kosten
reduzieren kann, das ist sehr anspruchs­
voll. Denn bei der Sicherheit ist es sehr 
schwierig, halbe Sachen zu machen.»

Marktfrisch und hausgemacht. Im «lever du soleil» an der Güterstrasse können die Gäste in entspannter Atmosphäre 
täglich wechselnde karibische Spezialitäten geniessen.

Einkehren

Im Gundeli geht die Sonne auf

Von Denise Dollinger

Es ist garstig kalt, als wir uns an diesem 
Abend auf das Velo setzen und ins Gun­
deli radeln. Trotz Handschuhen sind
die Finger nach der Ankunft so kalt,
dass sich das Veloschloss erst beim drit­
ten Versuch schliessen lässt. Dankbar
treten wir in das warme Restaurant ein,
das mit seinen gelben Wänden einen
wunderbaren, hellen und fröhlichen
Kontrast zur eisigen Aussenwelt bietet.

«Karibische Spezialitäten für einen
schönen Abend», steht auf der Speise­
karte, die uns die Besitzerin des «lever
du soleil», Ginette Huwiler, mit einem
strahlenden Lächeln übergibt. Drei
Hauptspeisen und «Karibik für den klei­
nen Hunger» stehen an diesem Abend
zur Auswahl. Wir wählen je eine Haupt­
speise: einmal gebackenes Poulet an
gut gewürzter karibischer Sauce mit

Okra, mit Reis und gemischtem Salat
(25 Fr.) und Variété de Légumes à la
créole mit Christophines, Poulet­
schenkel, Reis und gemischtem Salat 
(25 Fr.). Als Getränk bestelle ich einen
hausgemachten Ginger­Drink (5 Fr.) – 
eine hervorragende Entscheidung. 
Meine Begleitung entscheidet sich für
die exotische Variante (5 Fr.). Auf die
Nachfrage, welche Früchte diese
beinhaltet, antwortet Ginette Huwiler 
mit einem kecken Grinsen: Das ist ein
Geheimnis. Ein äusserst leckeres, wie
sich wenig später herausstellt.

Kohlrabi auf Exotisch
Die Speisen, die uns auf den hübsch 

angerichteten Tellern serviert werden,
sind würzig und sehr schmackhaft. Die
Christophines entpuppen sich als eine 
exotische Variante des uns bekannten 
Kohlrabi. Sie, wie auch alles andere aus

der Küche, ist saisonal – etwas, worauf
im Restaurant grossen Wert gelegt
wird. Entsprechend gibt es auch keine
fixe Speisekarte, sondern täglich variie­
rende Angebote. Diese Tatsache ent­
puppt sich auch beim Dessert als gros­
ser Glücksfall für uns: Hausgemachter 
Schokokuchen mit Birnenstücken 
(5 Fr.) steht auf der Theke. Wir teilen
uns ein grosses Stück, reden ein biss­
chen mit den Tischnachbarn, lauschen
karibischen Klängen und geniessen den
Moment in dieser gemütlichen, 
entspannten Atmosphäre. Für uns ist 
klar: Wir kommen wieder in diesen klei­
nen, feinen Wohlfühlort im Gundeli.

Restaurant lever du soleil, Güter-
strasse102, 4053 Basel, Tel: 061 271 51 81.
Geöffnet: Di bis Fr 10.30–14.30 Uhr und
17–22 Uhr. Sa von 12 bis 22 Uhr. Für Gruppen
und spezielle Anlässe auf Anfrage auch So. 
www.leverdusoleil.ch

«Soldat ist kein sexy Job»
Dienst am Vaterland lässt sich vielfältig erbringen

Von Christian Fink

Basel. Immer weniger junge Männer
wollen in die Armee. Viele Posten sind 
vakant, nicht nur im Kader. Viele
Dienstpflichtige bevorzugen den Zivil­
dienst – seit der Abschaffung der
Gewissensprüfung ist dies kein Problem 
mehr. Um die Rekrutierungsziele der
Armee zu erreichen, müsse der Dienst 
attraktiver gestaltet werden, meinen die 
einen. Andere möchten die Hürde für
den Zivildienst erhöhen. 

In welche Richtung sich der Militär­
dienst entwickeln soll, war nach dem
Podiumsgespräch in der Elisabethen­
kirche über die «Zukunft der Dienst­
pflicht» so unklar wie zuvor. Einen mög­
lichen Weg skizzierte der frühere Stadt­
entwickler Thomas Kessler, der im 
Publikumsraum Platz genommen hatte,
am Schluss des Gesprächs: Im Sinne
einer gesellschaftlich solidarischen Auf­
gabe könnten junge Männer und
Frauen, auch Ausländerinnen und Aus­
länder, einen «allgemeinen Landes­
dienst» absolvieren. Dies in unterschied­
lichen Bereichen, wo die Sicherheit, also
hauptsächlich das Militär, relevant ist.
So leisteten alle einen Beitrag zum 
Gemeinwohl. 

Die Idee stiess sowohl bei Nicola
Goepfert, Geschäftsführer des Schwei­
zerischen Zivildienstverbandes Civiva,
als auch bei BaZ­Journalist Christian
Keller, Mitglied der Offiziersgesellschaft 
beider Basel, auf Zustimmung.

Etwas zurückgeben
Für Keller war der Einstieg in die 

militärische Karriere eine Pflicht, «die 
jeder Staatsbürger zu erfüllen hat».
«Wir haben in der Schweiz so viele Pri­
vilegien, dass man auch etwas zurück­
geben muss.» Keller sah diese Aufgabe 
vor allem im militärischen Milizsystem.

Anders sieht es Goepfert. Der Zivil­
dienst sei eine Verweigerung des Mili­
tärdienstes. Man «weigert sich aber
nicht, der Wehrpflicht nachzukom­
men». Man leiste zivilen Ersatzdienst,
ein «Erfolgsmodell». Im vergangenen
Jahr seien 1,7 Millionen Diensttage
geleistet worden, grösstenteils im sozia­
len und im Gesundheits­Bereich sowie
beim Natur­ und Umweltschutz.

DVD im Bunker
Das existierende Modell der Dienst­

pflicht ist nicht zukunftsfähig, befand
SP­Nationalrätin Priska Seiler Graf. «Es
müssen neue Modelle angedacht wer­
den.» Interessant finde sie das norwegi­
sche Modell, das die Armee nach 
Bedarf ausrichtet – und sowohl Männer
wie auch Frauen rekrutiert. Die Pflicht
ist hierbei jedoch relativ: «Wer nicht
will, muss nicht.» Leider habe sich die
Sicherheitspolitische Kommission, der
sie angehört, diesem Modell von 
Anfang an verweigert. Man sei «nicht
bereit, einen Schritt weiter» zu gehen.
Man «möchte dies den Frauen nicht
zumuten».

Für Korpskommandant Daniel 
Baumgartner ist klar, dass der Dienst 
mehr den Bedürfnissen der Rekruten
angepasst werden müsse, etwa im Kon­
text mit der Ausbildung. Die Jungen, so 
Baumgartner, seien sehr leistungsfähig,
wenn sie einen Sinn sehen in dem, was
sie machen. Soldat sein sei jedoch «kein
sexy Job». Voten aus dem Publikum
zu langweiligen Wiederholungskursen
(«drei Wochen DVD im Bunker») tun
Baumgartner weh. Ebenso ausgebil­
detes Personal, das nach der Rekruten­
schule in den Zivilschutz wechselt. Man
könne es, so Keller, in der Armee besser
machen, indem man selbst mehr Ver­
antwortung trage, also nach der RS
weitermache.

Zu teuer. Die Sicherheit der Synagoge und anderer Gebäude kostet die Israelitische Gemeinde Basel zu viel. 
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Wieder auf gepackten Koffern
Wegen des zunehmenden Antisemitismus fürchten junge jüdische Autoren um ihre Zukunft in Deutschland

Von Simon Erlanger

Berlin. Es ist gar nicht so lange her, 
da hiess es noch vonseiten deutsch-
jüdischer Verbände, Institutionen und
Gemeinden, dass man endlich in
Deutschland angekommen sei. Zum
ersten Mal seit 1945 sitze man im Land
der Täter nicht mehr «auf gepackten 
Koffern». Seit Mitte der Neunzigerjahre 
wurde gar von einer von Deutschland
ausgehenden, allgemeinen kulturellen
Renaissance des gesamten europäi-
schen Judentums gesprochen. Nach 
Israel und den USA sollte auf dem alten
Kontinent die dritte Säule des Juden-
tums im 21. Jahrhundert entstehen. In
Deutschland sollte die durch die Nazis
vernichtete jüdische Gemeinschaft wie-
der neu erstrahlen und so die viel
beschworene deutsch-jüdische Sym-
biose der späten Kaiserzeit und der Wei-
marer Republik wieder auferstehen. 

Auslöser der Euphorie war die Ein-
wanderung von fast 200 000 Jüdinnen
und Juden aus den Staaten der
ehemaligen Sowjetunion ab 1989. 
Die Mitgliederzahl der im Dachverband
«Zentralrat der Juden in Deutschland»
organisierten Gemeinden stieg in den
Jahren nach der Jahrtausendwende auf
rund 120000. 

Die vermeintliche Renaissance
Es sind Hoffnungen aus einer ande-

ren Zeit. Mittlerweile ist die Zahl der
Mitglieder der jüdischen Gemeinden in
Deutschland wieder unter 100 000
gefallen. Die Zahl sinkt weiter. Der
rasant steigende Antisemitismus, die
zunehmende politische Instabilität, der
Aufstieg einer neuen deutschnationalen
Rechten sowie die gewaltsame
Bedrohung vonseiten linker, rechter 
und islamistischer Extremisten sorgen
für trübe Stimmung. Diese kommt auch 
in den Neuerscheinungen der letzten 
Monate klar zum Ausdruck. So äussern 
sich im deutschen Herbst 2018 gleich 
mehrere junge jüdische Autoren sehr 
skeptisch zur Befindlichkeit und zur
Zukunft der Juden in Deutschland.
Allen Autoren ist gemeinsam: Sie
gehören der Generation der wieder in 
Deutschland geborenen und in den
Achtziger- und Neunzigerjahren dort 
aufgewachsenen und sozialisierten 
Jüdinnen und Juden an. Eigentlich hät-
ten gerade sie die Träger der ehemals
viel beschworenen jüdischen Renais-
sance in Deutschland sein sollen. Alle 
Hoffnungen ruhten auf ihnen.

Doch es kam anders: So etwa für
Juna Grossmann, die mittlerweile tat-
sächlich wieder zunehmend auf
«gepackten Koffern» lebt, wie sie in
ihrem eindrücklichen Erfahrungs-
bericht «Schonzeit vorbei» erzählt.
Darin beschreibt sie ihr Leben mit dem
heute täglich üblichen Antisemitismus.
Öffentlich jüdisch zu sein, sei nicht mehr
möglich, so das traurige Fazit der 1976 
in Ostberlin geborenen Autorin, die mit

irgendwiejuedisch.com einen Blog be-
treibt und in einer NS-Gedenkstätte 
arbeitet. Seit Jahren beobachtet Gross-
mann, wie offene Judenfeindschaft 
zunimmt, lauter und bedrohlicher wird.
Auch als Bloggerin sei sie brutal
angefeindet worden, wie sie in einem
Interview in der Zeit betont: «Jemand
schrieb: ‹Wir werden dich finden. Dann
wirst dus merken und wirst dir Hitler
zurückwünschen.› Das habe ich zur An-
zeige gebracht, aber die Polizei konnte 
den Autor nicht ermitteln. Richtig frei
von Angst werde ich seither nicht mehr.»
Weil sie sich mit diesen Zuständen nicht
abfinden will, wendet sie sich nun mit
einem Buch an die Öffentlichkeit.

Vier Angriffe pro Tag
Schon von Berufs wegen steht der

Stand-up-Comedian Oliver Polak dau-
ernd in der Öffentlichkeit. Anlass seiner
Schrift «Gegen Judenhass» seien die 
durchschnittlich vier Angriffe, die es in
Deutschland 2017 pro Tag auf Jüdin-
nen und Juden gegeben habe. «Ich 
merke, dass ich mich hier schon seit
längerer Zeit grundsätzlich nicht mehr
wohlfühle», sagte Polak dem Magazin
Stern. «Jahrelang wurde einem sugge-
riert, dass man sich keine Sorgen
machen muss. Aber vieles ist ins Wan-
ken geraten. Die AfD sitzt mittlerweile
im Bundestag, und sie bekommt immer
mehr Zustimmung. In Deutschland
werden wieder öffentlich Neonazi-

Konzerte abgehalten. Leute marschie-
ren wieder durch Strassen und zeigen
offen den Hitlergruss. Scheiben von 
jüdischen Restaurants werden ein-
geworfen, und jüdische Restaurantbe-
sitzer werden in Berlin wieder bedroht.
Jüdische Schüler werden über Schul-
höfe gejagt. Flüchtlingsheime werden
angezündet. Das bringt einen zum
Nachdenken», so Polak. Kinder würde
er in Deutschland nicht mehr gross-
ziehen wollen, so sein Fazit im wechsel-
haften Herbst 2018.

«Gehören Juden heute zu Deutsch-
land?», fragt sich auch Arye Sharuz
Shalicar in seiner Analyse unter dem
Titel «Der neu-deutsche Antisemit». Der
aus Iran stammende und in Berlin auf-
gewachsene ehemalige Mediensprecher
der israelischen Armee schildert seine
Kindheit und Jugend unter muslimi-
schen Migranten in Berlin-Spandau und
Wedding. Dort begann für ihn ein Leben
in der Hölle. In seinem Buch beschreibt 
Sharuz Shalicar, wie sich islamistisch 
getriebener Judenhass in den Stadt-
vierteln ausgebreitet hat. Trotz Gangs
und Banden und unter dauernden
Anfeindungen konnte sich Shalicar
behaupten und ging als junger 
Erwachsener nach Israel.

Als Armeesprecher begegnete er 
dort beruflich deutschen Journalisten 
und deutschen Politikern aller Couleur
Vertretern einer anderen Bevölkerungs-
schicht. Das Fazit seines Erfahrungs-

berichts: Antisemitismus ist in Deutsch-
land überall, dauernd präsent und tief 
verwurzelt. Dabei komme der Juden-
hass aus allen Ecken der Gesellschaft: 
als «muslimischer Judenhass», als dau-
ernde Israelkritik in den «deutschen
Leitmedien», als «intellektueller links-
radikaler Israelhass», als «rechtsradi-
kaler Antisemitismus» und – geradezu
klassisch – auch als «christlicher Anti-
semitismus». Deutschland sei auf dem
besten Wege, «für Juden in vielen
Gegenden schlicht und einfach unbe-
wohnbar zu werden», so sein Fazit.

«Deutsches Gedächtnistheater»
Und schliesslich sinnierte in diesem 

unruhigen Jahr 2018 der junge Lyriker 
Max Czollek in seinem furiosen Essay 
«Desintegriert euch!» über die Rolle der
Juden im – wie er sagt – «deutschen
Gedächtnistheater». Juden würden
dauernd instrumentalisiert. Die Wahr-
nehmung von Juden im heutigen
Deutschland seit stereotyp und habe
wenig zu tun mit den real existierenden
Juden und ihren vielfältigen Le-
benswelten: «Bei Juden und Jüdinnen
denkt man hierzulande eben an lang-
bärtige Schtetl-Bewohner und perücke-
tragende jiddische Mamen, an neuroti-
sche Salonbetreiberinnen, intellek-
tuelle Haskala-Mendelssohns oder den
netten Enkel Überlebender.» Damit 
werde eine ganze Menge jüdischer 
Erfahrungen komplett ausgeschlossen.

«Die jüdische Gemeinschaft ist viel-
fältiger, als es die öffentliche Brauch-
barkeit von Juden zulässt», so Czollek in
seiner Kritik. Auch er ist pessimistisch,
was die Zukunft der Juden in Deutsch-
land angeht. Diese sei ungewiss. 

Allen den erwähnten deutsch-jüdi-
schen Autoren gemeinsam ist diese
Ungewissheit, ob sie in Deutschland
überhaupt noch eine Zukunft haben. In
unterschiedlicher Ausprägung ist allen
der Appell an die Mehrheitsgesellschaft 
gemeinsam, dass diese doch endlich 
etwas unternehmen möge gegen den
altneuen Judenhass. Ob dieser kollek-
tive Aufschrei etwas bewegen wird, darf 
angesichts der Erfahrungen der letzten 
Jahre und im Lichte der aktuellen
EU-Studie über Antisemitismus (siehe
unten) in Europa bezweifelt werden.

Juna Grossmann: «Schonzeit vorbei.
Über das Leben mit dem täglichen Anti-
semitismus», Droemer-Verlag 2018, 160 S.

Oliver Polak: «Gegen Judenhass.
Ein alarmierender Appell gegen
Menschenhass und den erstarkenden
Antisemitismus in Deutschland»,
Suhrkamp-Verlag 2018, 127 S.

Arye Sharuz Shalicar: «Der
neu-deutsche Antisemit. Gehören Juden
heute zu Deutschland? Eine persönliche
Analyse», Hentrich&Hentrich-Verlag 2018,
164 S.

Max Czollek: «Desintegriert euch!»,
Carl-Hanser-Verlag 2018, 208 S.

Europa bald ohne Juden?
Laut einer EU-Studie über Antisemitismus denken 38 Prozent der Juden Europas an Auswanderung

Von Simon Erlanger

Brüssel. Mit 16 395 befragten Jüdin-
nen und Juden ist die Umfrage, welche
die Agentur der Europäischen Union
für Grundrechte (FRA) im Auftrag 
der EU-Kommission 2018 durchgeführt 
hat, die bisher grösste ihrer Art. Sie
umfasst die zwölf Länder der Europäi-
schen Union, in denen 96 Prozent der
mittlerweile nur noch knapp 1,4 Millio-
nen europäischen Juden leben. Die
Resultate der im Dezember publizierten 
Umfrage sind verheerend: Rund 85 Pro-
zent der Befragten halten Rassismus
und Antisemitismus für das grösste Pro-
blem Europas. 89 Prozent geben an,
dass der Antisemitismus seit der letzten
EU-Umfrage im Jahre 2013 massiv
zugenommen habe. 28 Prozent der
Jüdinnen und Juden Europas haben
im vergangenen Jahr antijüdische
Äusserungen und Übergriffe erlebt. In
Deutschland sind es sogar 41 Prozent. 
Drei Prozent wurden Opfer physischer
Gewalt. 38 Prozent aller europäischen
Juden denken an Auswanderung.

Es sind vor allem französische, deut-
sche und britische Juden, die sich die-
ser Tage die Emigration überlegen. In
Frankreich haben wegen gewaltsamer
Übergriffe, Terroranschlägen und des
vehementen Alltags-Antisemitismus
von rechts, links und vor allem auch von 
islamistischer Seite seit mittlerweile 
zehn Jahren 150 000 der knapp 600 000
Jüdinnen und Juden das Land ver-
lassen – zumeist in Richtung Israel. 

Israel bereitet sich vor
In letzter Zeit hat diese Bewegung

zwar etwas nachgelassen, doch wird für
die nahe Zukunft wieder eine Zunahme
erwartet. So überlegen sich gemäss 
der EU-Umfrage 44 Prozent der ver-
bleibenden französischen Jüdinnen und
Juden, dass sie auswandern wollen.

Entsprechend erklärte in Israel der
bis Ende 2018 für Einwanderung und
Absorption zuständige Minister Naftali
Bennett kürzlich, dass sein Ministerium
sich auf die Einwanderung von zusätz-
lichen 200 000 französischen Jüdinnen
und Juden in naher Zukunft vorbereite.

Trotz der Ernennung eines neuen Ein-
wanderungsministers und trotz Wahl-
kampfs in Israel mit einem möglichen
Regierungswechsel gehen diese Vor-
bereitungen weiter. 

Die Lage scheint zu eskalieren
In Deutschland sind es mittlerweile

44 Prozent der Jüdinnen und Juden, 
die über Auswanderung nachdenken.
Sprach man noch vor wenigen Jahren
von einer Renaissance jüdischen
Lebens in Deutschland, steht nun die
Zukunft der Jüdinnen und Juden im 
Land wieder zur Debatte. Die Lage 
scheint zu eskalieren: 75 Prozent der
Juden in Deutschland verzichten auf
das Tragen jüdischer Symbole in der
Öffentlichkeit. 46 Prozent vermeiden
es, gewisse Gegenden und Quartiere zu
betreten.

In Grossbritannien haben schon in
einer früheren Umfrage im September 
rund 40 Prozent der rund 290000 Jüdin-
nen und Juden erklärt, dass sie das Land
verlassen würden, sollte die sozialdemo-
kratische Labour-Partei unter Jeremy 

Corbyn an die Macht kommen. Dieser 
gilt nach diversen grösseren Antisemitis-
mus-Skandalen in seiner Partei als
judenfeindlich. Die englische jüdische
Gemeinschaft hat ihre Wurzeln in
der Tudor-Zeit. Seit der offiziellen 
Zulassung unter Oliver Cromwell im 
Jahre 1656 existiert sie kontinuierlich 
und gehört zu den traditionsreichsten,
am besten integrierten und akkulturier-
testen jüdischen Gemeinden weltweit.
Ihre Abwanderung wäre ein schwerer
Schlag für die Zukunft der Juden in 
Europa.

Schweiz: Keine aktuellen Daten
Über die Ursachen der wiederauf-

geflammten Judenfeindschaft in Europa
gehen die Meinungen auseinander.
Sicher ist, dass die europäische Dauer-
krise, die wirtschaftliche Unsicherheit 
und die zunehmend schärfer geführten 
Diskurse über Identität und Migration
dazu beitragen. Soziale Medien sorgen 
zusätzlich dafür, dass der moderne
Judenhass nicht auf marginale Milieus
beschränkt bleibt, sondern sich bis in die

Mitte der Gesellschaft verbreitet – und
das rasant. Antisemitismus geht heute 
von allen politischen Parteien und 
gesellschaftlichen Richtungen aus, von 
alteingesessenen Bürgern ebenso wie
von Migranten. Motive des traditionel-
len christlichen Antijudaismus ver-
mischen sich mit rassistisch und poli-
tisch motiviertem Antisemitismus und
islamischer Judenfeindschaft zu einem
brandgefährlichen Amalgam, dem die
europäischen Gesellschaften letztlich 
hilflos gegenüberstehen, wie auch die
Debatte rund um die Sicherheit der
Juden in Basel und in der restlichen
Schweiz gezeigt hat.

In der Schweiz wurden übrigens
keine Daten erhoben. Die letzte wissen-
schaftlich seriöse und flächendeckende
Studie zum hiesigen Antisemitismus
datiert auf das Jahr 2007. Eine Aktuali-
sierung scheint dringend nötig.

Die EU-Studie über Antisemitismus in
Europa ist unter dem folgenden Link
nachzulesen:
www.antisemitismus.baz.ch

Die dritte Säule des Judentums bröckelt gewaltig. Juden demonstrieren im Frühling 2018 in Köln gegen Antisemitismus. Foto Keystone
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AmSonntag findet die 20.Aus-
gabe des EuropäischenTages
der jüdischen Kultur statt.Was
ist für Sie zentral an diesem
Anlass?
Zum einen ist es ein grosser Er-
folg, dass er bereits zum 20. Mal
stattfindet. Zum anderen ist es
die Bandbreite anAngeboten und
die Tatsache, dass ungefähr
30 Länder zeigen, dass jüdische
Kultur nicht nur neben der euro-
päischen Kultur stattfindet, son-
dern ein Teil davon ist.

DerAnlasswird grossteils von
nichtjüdischen Personen
besucht.Wie schätzen Sie das
Interesse der Basler Bevölke-
rung an der jüdischen Kultur
ein?
Basel ist ja an sich eine Kultur-
stadt. Von daher ist ein Interes-
se vorhanden.Dass hier aber ge-
rade auch die jüdische Kultur
und Geschichte mit so grossem
Interesse angenommenwird, ist
auch ein Grund dafür, dass das
Zentrum für Jüdische Studien
hier seinen Standort hat. Das In-
teresse ist möglicherweise his-
torisch bedingt.

Wiemeinen Sie das?
Basel hat eine lange jüdische Ge-
schichte. Wahrscheinlich woh-
nen seit demBeginn des 13. Jahr-
hunderts Juden in Basel. Sie er-
leben eine Blüte und einen
zweifachen brutalenNiedergang.
Im Zuge der Pestunruhen wird
die erste jüdische Gemeinde 1349
auf einer Insel im Rhein ver-
brannt. Die sich später wieder
ansiedelnde sogenannte zweite
jüdische Gemeinde verlässt 1397
die Stadt wegen der Angst vor
einer erneuten Verfolgung. Da-
nach war Juden das Wohnen in
Basel 400 Jahre verboten.

Also ein eher düsterer ge-
schichtlicherHintergrund?
Teils ja, aber in der Frühen Neu-
zeit war Basel auch ein Zentrum
des hebräischen Buchdrucks, zu
Beginn des 19. Jahrhundertswird
Juden dasWohnen in Basel wie-
der erlaubt, und 1897 findet hier
der Erste Zionistenkongress
statt. Viele verschiedene Perso-
nen haben ihre jüdische Kultur
und das Interesse daran nach Ba-
sel getragen. Ich bin imAllgemei-
nen hoch begeistert, dass diese
Kultur auch so angenommen
wird, und Anlässe wie der Euro-
päischeTag der jüdischen Kultur
sind zusätzliche Möglichkeiten,
sich zu öffnen und zu zeigen,was
es damit auf sich hat.

Also ist die jüdische Gemeinde
in Basel gut integriert?
Ja. Das heisst nicht, dass es kei-
ne Schwierigkeiten gibt – gera-
de auch im Bereich der Sicher-
heit. Aber die Juden sind schon
seit sehr langer Zeit ein wichti-
gerTeil dieser Stadtgesellschaft,
trotz allen Schwierigkeiten, die
man ihnen immer wieder ge-
macht hat. Damit meine ich den
Antisemitismus, den Zweiten
Weltkrieg und die Flüchtlingsge-
schichte, die auch Basel betrifft.
Und heute natürlich die Ausein-
andersetzung zumThema der Si-
cherheit: Wie schützt der Staat
seine Bürger? Und was, wenn
diese Bürger jüdisch sind – han-
delt es sich dabei um einen Spe-
zialfall? Diese Diskussionen dre-
hen sich auch stark um unsere
ganze Gesellschaft und darum,
dass man leicht dazu neigt, die
Juden als Minderheit – verstan-
den als «ausserhalb der Gesell-
schaft stehend» – zu bezeichnen.

Sind sie keineMinderheit?
Rein zahlenmässig betrachtet
schon.Allerdings ist die jüdische
Gemeinde so gut integriert, dass
man sonst nicht wirklich von

einerMinderheit sprechen kann.
Blickt man zurück, dannwar die
Gemeinde früher noch nicht so
gut integriert: Die Synagoge
wurde beispielsweise ausserhalb
der eigentlichen Stadt errichtet,
was man heute kaum mehr rea-
lisiert. Auch Ausschreitungen,
verbal und physisch, gegenüber
der jüdischen Bevölkerungmuss
man beachten und fragen, wie-
so solche Dinge geschehen.
Wichtig ist vor allem, dass man
solcheVorkommnisse öffentlich
macht.

Geschieht dies IhrerMeinung
nach noch nicht genug?
Doch, ich finde, in Baselwird das
bereits sehr gut gemacht.DieMe-
dien berichten über diese Prob-
leme, und auch die Debatte, die
in Europa zum Judentum statt-
findet, wird hier geführt. In Ba-
sel ist eine gute Diskussionskul-
tur vorhanden.

Inwiefern?
Man verfügt über eine gewisse
Offenheit. Basel war besonders
durch die Grenzsituation bereits
mit wichtigen Aspekten der
Flüchtlingsgeschichte von Juden

konfrontiert. Hier standen
Flüchtlinge direkt in der Stadt,
waren nicht weit weg. Diese De-
batte wird in Basel – insbeson-
dere auch in derWissenschaft –
intensiv geführt.

Sind solche Debatten auch für
die jüngeren Generationen
zugänglich und stossen dort
auf Interesse?
Auf jeden Fall ist das Interesse
an Veranstaltungen zur jüdi-
schen Kultur und Geschichte an
der Universität vorhanden: Sol-
cheVeranstaltungen sind immer
gut besucht. Auch in den Schu-
len gibt es Projekte, beispielswei-
se Begegnungsprojekte, bei
denen junge Leute aus verschie-
denen Religionen zusammen-
treffen und miteinander disku-
tieren. Das Ziel dabei sollte im-
mer sein, ein gegenseitiges
Verständnis zuwecken.Die Lage
in der Schweiz und spezifisch in
Basel würde ich zwar nicht als
Paradies auf Erden bezeichnen,
aber es hat zumindest viele Ins-
titutionen, die sich um diese Art
der Vermittlung kümmern. Die
Bedrohungslage und die Debat-
ten sind in anderen Ländern sehr

viel schärfer. Vielleicht sind wir
in der Schweiz in der Lage, es
nicht soweit kommen zu lassen,
indemwir solche Projekte unter-
stützen und fördern.

Braucht es denn nochAufklä-
rung der jüdischen Kultur?
Was anVeranstaltungenwie dem
Europäischen Tag der jüdischen
Kultur auf jeden Fall vermittelt
werden sollte, ist, dass das Ju-
dentum kein monolithischer
Block ist. Es sollte sich beispiels-
weise zeigen, dass es sich dabei
um eine unglaubliche Bandbrei-
te handelt, die von strenggläubi-
gen Leuten bis hin zu Personen
reicht, die sich als jüdisch-säku-
lar bezeichnen würden.Wichtig
ist auch, dass offene Fragen zum
Judentumgeklärtwerden.Nur so
erreicht man mehr Verständnis.
Ins Gespräch kommen und er-
läutern, das finde ich, sind zen-
trale Aspekte solcher Anlässe.

Aufwelche Fragen treffen Sie
häufig in IhrerArbeit?
Eine zentrale Frage ist immer
wieder, ob das Judentum denn
nun eine Religion ist oder ein
Volk. Darüber kann man bereits
Stunden diskutieren. Oftmals
trifftman aber auch auf ein gros-
ses Unwissen, auch was histori-
sche Aspekte betrifft. So hat
praktisch jeder eine Meinung
zumNahostkonflikt, oft gepaart
mit grosserUnkenntnis über die
Historie.Die Bedeutung des Lan-
des Israel für das Judentum ist
dabei eine zentrale Frage, die
man diskutieren sollte. Auch die
hohen Feiertage, die jetzt auf uns
zukommen, sind Anlässe, zu
denen man noch mehr Wissen
vermitteln sollte. Das ist auch ein
Teil der universitären Arbeit.

Kommt es aufgrund dieser
Unwissenheit auch zuVor-
urteilen?
Ja, und auch dieMedien tun ihren
Teil dazu. Wenn man beispiels-
weise über amerikanisches Ju-
dentum berichtet, dann sieht
man typischerweise orthodoxe
Leutemit Pejes (Schläfenlocken)
und nicht unbedingt den Hippie
aus Kalifornien, der auch jüdisch
ist. Dabei handelt es sich bei den
Ersteren nur um einen kleinen
Prozentsatz. Dort mehr Aufklä-
rung zu betreiben, wäre sicher
wichtig.

Inwiefern spielt die Kultur
dabei eine Rolle?
Zentral ist die Erkenntnis, dass
die jüdische Kultur nicht einfach
so mit der europäischen Kultur
verwoben ist – sie ist nicht ein-
fach etwas, was noch zur euro-
päischen Kultur hinzukommt.
Vielmehr ist das Judentum ein

integraler Teil der europäischen
Kultur. Es ist zusammenmit an-
deren Einflüssenwie demChris-
tentumdas,was die europäische
Kultur ausmacht. Jüdisches ist
Teil Europas.Nurweil das Chris-
tentum imNahenOsten entstan-
den ist,würdeman ja auch nicht
sagen, dass es eigentlich gar
nicht Teil Europas sei.

Gibt es konkrete Beispiele von
Aspekten jüdischer Kultur, die
Teil unseresAlltags sind?
SolcheAspekte findetman viele,
da beispielsweise die Entwick-
lung der christlichen Religion, so
wiewir sie heute kennen, immer
in einerAuseinandersetzungmit
dem Judentum stattfand.Auch in
der Sprache findet man das Ju-
dentum wieder: Viele feste Re-
dewendungen wie «Hals und
Beinbruch» oder «Tacheles re-
den» haben einen jüdischen Ur-
sprung. Zudem gibt es Untersu-
chungen, die belegen, dass Teile
unseresmittelalterlichen Rechts-
systems aus demTalmud schlicht
abgeschriebenwurden. Oft geht
es im Alltag aber auch darum,
dassman sichmit derAblehnung
gegenüber jüdischen Leuten aus-
einandersetzt.

Muss in diesemBereich noch
verstärkt eine Diskussion
stattfinden?
Man ist sicher schonweit gekom-
men. Aber es geht hier auch da-
rum, von einer Mehrheitspers-
pektivewegzukommen, um sich
in die Situation hineinversetzen
zu können. Auch das Thema der
Sicherheit spielt hier erneut eine
wichtige Rolle.

Undmuss die jüdische Kultur
aktiv erhalten bleiben? Gehen
sonst Teile davon verloren?
Es hat natürlich frühermehr jü-
dische Gemeinden gegeben, und
man muss zusehen, dass mate-
rielle Kulturen wie Synagogen
und jüdische Friedhöfe erhalten
bleiben. Aber auch Formen von
Traditionen sollen weitergege-
ben werden können. Diese Kul-
turtraditionen können sich na-
türlich immerverändern, und auf
Altem kann Neues aufgebaut
werden.Generell sehe ich das Ju-
dentum in seinemKulturbestand
in der Schweiz allerdings nicht
als gefährdet.

Die 20. Ausgabe des Europäi-
schen Tages der jüdischen Kultur
findet am Sonntag statt. In der
Schweiz finden Veranstaltungen in
acht Städten statt, darunter Basel.
Das Programm reicht über Führun-
gen in der Basler Synagoge über
Workshops, Konzerte, Info-Veran-
staltungen bis zu einem Hummus-
Tasting.
www.jewisheritage.org
www.juedisches-museum.ch

«Das Judentum ist ein integraler Teil Europas»
Interview Morgen findet der Europäische Tag der jüdischen Kultur statt. Basels Geschichte ist eng mit dieser Kultur verbunden –mit
düsteren, aber auch hoffnungsvollen Kapiteln. Ein Gespräch mit Erik Petry, Leiter des Zentrums für Jüdische Studien.

Begeistert über das Interesse: Erik Petry, Professor an der Universität Basel. Foto: Florian Bärtschiger

«Eine zentrale
Frage ist immer
wieder, ob das
Judentumdenn
nun eine Religion
ist oder ein Volk.
Darüber kann
man Stunden
diskutieren.»

Experte und Beobachter

Erik Petry ist Professor an der
Universität Basel. Seit 1998 ist er
am Zentrum für Jüdische Studien,
zuerst als wissenschaftlicher
Assistent, seit 2009 als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter. An der
Universität Basel hält er regelmäs-
sig Vorlesungen und Seminare zur
jüdischen Geschichte und Kultur.
Neben seiner Lehrtätigkeit ist
Petry ausserdem in verschiedenen
wissenschaftsbasierten Bereichen
tätig, darunter beim Projekt
Schweizer Jugend forscht und bis
2010 bei «Likrat» – ein Dialogpro-
jekt des Schweizerischen Israeliti-
schen Gemeindebundes. (vdb)
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Terrorschutz für Minderheiten
Der Bundesrat spricht gefährdeten Gruppierungen finanzielle Unterstützung zu

LUKAS MÄDER, BERN

Die Gefahr ist da, bereits seit Jahren.
Der jüngste Anschlag auf eine Syn-
agoge im deutschen Halle am Mittwoch
hat einzig einer breiten Öffentlichkeit
ein weiteres Mal bewusst gemacht, was
für die jüdischen Gemeinden in der
Schweiz seit langem Alltag ist. Sie leben
in dem Bewusstsein, jederzeit Ziel eines
Angriffs werden zu können. Synagogen
und andere jüdische Einrichtungen sind
deshalb besonders geschützt – mit bau-
lichen Massnahmen, Überwachungs-
kameras, Eingangskontrollen, Sicher-
heitspersonal.

Die jüdische Gemeinschaft steht denn
auch zusammen mit der muslimischen
im Fokus der Unterstützung, welche der
Bundesrat am Mittwoch beschlossen hat.

Künftig wird der Bund gefährdete Min-
derheiten finanziell unterstützen mit
insgesamt bis zu 500 000 Franken jähr-
lich. Das Geld kann für bauliche Mass-
nahmen wie Zäune, Alarmanlagen oder
Kameras eingesetzt werden. Zudem ist
auch eine Beteiligung an den Kosten
für die Ausbildung zum Beispiel zur Er-
kennung von Risiken sowie für Kampa-
gnen zur Sensibilisierung einer breiteren
Bevölkerung möglich. Der Bund über-
nimmt dabei maximal die Hälfte der an-
fallenden Kosten.

Kein Zusammenhang mit Halle

Der Beschluss des Bundesrats hat kei-
nen Zusammenhang mit dem jüngsten
Anschlag in Deutschland, sondern hat
eine jahrelange Vorgeschichte. Auch
ist die finanzielle Hilfe nicht für kurz-
fristige Massnahmen zur Erhöhung der
Sicherheit vorgesehen, wie sie am Mitt-
woch in der Schweiz ergriffen wurden.
Dieser unmittelbare Schutz ist Auf-
gabe der Gemeinden und Kantone. Die
Unterstützung des Bundes bezieht sich

denn auch auf Schutzmassnahmen, die
die Sicherheit langfristig stärken.

Die finanzielle Unterstützung, die
der Bundesrat in einer Verordnung ge-
regelt hat, kann nicht nur religiösen
Minderheiten zugutekommen. Auch
Fahrende oder Homosexuelle könnten
zum Beispiel von den Beiträgen profitie-
ren, wenn sie zur Zielscheibe von Terro-
rismus oder gewalttätigem Extremismus
werden könnten.Voraussetzung ist aller-
dings, dass die betroffene Gruppierung
«eine gefestigte Bindung zur Schweiz
und ihren Werten» hat, wie es in der
Verordnung heisst. Zudem sind explizit
Organisationen ausgeschlossen, die Ge-
walt direkt oder indirekt verherrlichen
oder verharmlosen. Damit soll verhin-
dert werden, dass zum Beispiel eine

radikalislamistische Gruppierung Hilfe
vom Bund erhält.

Ab dem 1. November können die
Minderheiten nun Gesuche einreichen,
über die das Bundesamt für Polizei (Fed-
pol) entscheidet. Das Fedpol holt beim
Nachrichtendienst des Bundes (NDB)
dafür eine Beurteilung über das Schutz-
bedürfnis der Gruppierung ein und kon-
sultiert die kantonalen und kommunalen
Sicherheitsbehörden. Der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund (SIG) rech-
net damit, dass in den nächsten Mona-
ten jüdische Gemeinden und Institutio-
nen in den Kantonen Basel-Stadt, Zürich,
Aargau, Bern,Waadt und Genf konkrete
Projekte einreichen werden.

Mit dem Entscheid des Bundesrats
geht eine lange Diskussion zu Ende.

Im November 2016 hatte es der Bund
noch abgelehnt, jüdische Organisatio-
nen bei den Sicherheitskosten zu unter-
stützen. Doch unter anderem aufgrund
von Druck aus dem Parlament hat sich
das Bundesamt für Justiz (BJ) des The-
mas angenommen. Zwar hat der Bund im
Bereich Sicherheit nur begrenzte Kom-
petenzen, weil dafür in erster Linie die
Kantone zuständig sind. Die findigen
Juristen beim BJ haben jedoch mit dem
Artikel 386 im Strafgesetzbuch, der dem
Bund Kompetenzen im Bereich Präven-
tion zugesteht, eine rechtliche Grundlage
für die finanzielle Beteiligung gefunden.

Vor diesem Hintergrund hat der Ent-
scheid des Bundesrats eine grosse Be-
deutung: «Der Bund anerkennt damit,
dass das Thema eine nationale Dimen-

sion hat», sagt Marc Schinzel vom BJ.
Ohne dass damit die Zuständigkeit der
Kantone im Bereich Sicherheit ausge-
hebelt werden soll. Diese werden sich
möglicherweise künftig ebenfalls stär-
ker an den Kosten beteiligen. «Wir hof-
fen, dass die Verordnung des Bundesrats
ein Katalysator dafür sein wird.»

Dieser Hoffnung verleiht der Bund
im Erläuternden Bericht zur Verord-
nung Nachdruck: Mit dem Bundesbei-
trag über maximal 500 000 Franken
jährlich «ist auch die Erwartung ver-
bunden, dass die Kantone Leistungen in
gleicher Höhe erbringen». Zwar hatten
mehrere Kantone in der Vernehmlas-
sung Kritik an diesem Satz geübt, doch
der Bundesrat hat diese Formulierung
nicht gestrichen.

Kantone sind gefordert

Dass sich die Kantone beteiligen sollen,
entspricht auch der Haltung des Schwei-
zerischen Israelitischen Gemeinde-
bundes. Zwar ist man mit dem ersten
Massnahmenpaket zufrieden. Doch zu
einer massgeblichen Entlastung der
jüdischen Gemeinschaft könne es erst
kommen, wenn die Kantone aktiv wür-
den. Denn die Sicherheitskosten sind
enorm: Der Gemeindebund schätzt, dass
die jüdischen Institutionen jährlich rund
7 Millionen Franken dafür aufwenden.
Darum betont der SIG-Präsident Her-
bert Winter in seiner Stellungnahme:
«Einmal mehr sind die Kantone nun
gefordert, diese vom Bund definierten
Massnahmen mitzutragen und eigene
wirksame Lösungen umzusetzen.»

Bereits eine kantonale Unterstüt-
zung gibt es in Basel-Stadt. Dort erhält
das Polizeikorps acht zusätzliche bewaff-
nete Sicherheitsassistenten, die für den
Schutz jüdischer Einrichtungen einge-
setzt werden. Das kantonale Parlament
hat im vergangenen Dezember den jähr-
lichen Kosten von 746 000 Franken zu-
gestimmt. Auch bauliche Massnahmen
sollen umgesetzt werden. Der Kanton
Zürich hat angekündigt, sich an den
Sicherheitskosten auf seinem Gebiet im
gleichen Umfang zu beteiligen, wie dies
der Bund tut. Allerdings sollen die Ge-
meinden die Hälfte davon übernehmen.

Aufgrund einer Verdachtsmeldung bewacht ein Polizist im Dezember 2015 eine jüdische Tagesschule in Zürich. NICK SOLAND / KEYSTONE

Der Staat muss die
Juden besser schützen
Kommentar auf Seite 11

Roboter trennen den Abfall effizienter denn je
Genf weiht die modernste Recyclinganlage der Schweiz ein – fällt nun die letzte Bastion gegen die Sackgebühr?

ANTONIO FUMAGALLI, SATIGNY

Der Roboter scheint wild geworden. In
atemberaubender Geschwindigkeit pa-
cken sich die Greifarme die Holzstücke,
die auf einem Förderband vorbeiziehen,
und deponieren sie in verschiedenen Be-
hältern. Die grossen nach links, die klei-
nen nach rechts. Auch zwischen Gewicht
und Textur kann die Maschine unterschei-
den. Und mit fortlaufendem Einsatz lernt
sie von den Fehlern früherer Aktionen.

Was sich wie eine Szene aus einem
Science-Fiction-Film anhört, ist in der
Genfer Vorortsgemeinde Satigny künf-
tig Alltag. Am Donnerstagnachmittag
ist dort die modernste Recyclinganlage
der Schweiz namens Sortera eingeweiht
worden. Ziel ist es, 13 000 Tonnen CO2

einzusparen und den rezyklierbaren
Anteil der Abfalls von heute 8000 auf
über 25 000 Tonnen pro Jahr zu verdrei-
fachen. Damit werden dann etwa neue
PET-Flaschen oder Karton hergestellt.
Insgesamt sollen sogar rund 80 Prozent
der 77 000 Tonnen Abfall, die in die-
sem Zentrum jährlich verarbeitet wer-
den, wiederverwertet werden – in ers-
ter Linie, indem damit Energie erzeugt
wird. «Wir orientieren uns an der Kreis-
laufwirtschaft», sagt Thierry Vialenc,
Direktor der zuständigen Sogetri AG.

Mittelfristig soll die Quote sogar auf
100 Prozent steigen. Dank dem techno-
logischen Fortschritt gebe es «keinen
Grund, warum dies nicht möglich sein
sollte», sagt Vincent Chapel, Präsident der
Mutterfirma Helvetia Environnement.

Vor allem aber würde er gern auch klas-
sischen Haushaltsabfall verarbeiten, denn
in die Sortera kommen lediglich Sperr-
müll sowie Abfälle aus Unternehmen
und von Baustellen. Siedlungsabfall lan-
det also nicht im neuen Trennwerk, son-
dern wird in der Kehrichtverbrennungs-
anlage verbrannt – sehr zum Ärger der
Betreiber der Sortera. «Die Nachhaltig-
keit ist das Thema der Stunde. Da gibt es
gerade beim Siedlungsabfall noch sehr
viel Potenzial», so Chapel. Er schiebt die
Schuld dafür den Kantonen in die Schuhe.
Sie hätten derart hohe Summen in ihre
Kehrichtverbrennungsanlagen investiert,
dass diese nun um jeden Preis amortisiert
werden müssten.

Hauskehricht zu verschmutzt?

Das Umweltschutzgesetz sieht für Sied-
lungsabfälle das Entsorgungsmonopol
der öffentlichen Hand vor. Dies unter
anderem, um den Kantonen die Abfall-
planung zu ermöglichen, wie es beim
Bundesamt für Umwelt (Bafu) heisst.
Die Bevölkerung wird angehalten,Wert-
stoffe wie PET, Altglas oder Papier sel-
ber zu trennen und den Sammelstellen
zuzuführen – was sich im internationa-
len Vergleich gut etabliert hat.

Sollte sich ein Kanton oder eine Ge-
meinde – wie von Helvetia Environne-
ment gefordert – dafür entscheiden,
auch den Hauskehricht einer Sortie-
rung zu unterziehen und diesen nicht
gleich zu verbrennen, wäre dies aus
rechtlicher Sicht zulässig. Die Abfall-

verordnung verlangt einzig, dass brenn-
bare Abfälle nicht in Deponien landen,
sondern in Kehrichtverbrennungsanla-
gen verbrannt werden müssen. Das Bafu
schätzt allerdings die Ausgangslage für
Haushaltsabfälle anders ein als die Gen-
fer Betreiber. Das Problem sei nicht die
technische Machbarkeit, sondern die
Wirtschaftlichkeit. Angesichts der Ver-
schmutzung der Abfälle und der schwie-
rigen Trennbarkeit sei «davon auszu-
gehen, dass sich nur ein kleiner Anteil
der sortierten Abfälle tatsächlich für
eine stoffliche Verwertung eignet».

Es ist kein Zufall, dass das modernste
– und mutmasslich grösste – Recycling-
werk ausgerechnet in Genf steht. Der
Kanton gilt in Sachen Recycling nicht
eben als Musterschüler, die Quote be-
wegte sich bisher bei knapp unter 50
Prozent – der landesweite Durchschnitt
liegt bei 53 Prozent. Genf hofft, mit dem
neuen Werk seine Quote auf über 50
Prozent zu erhöhen.

Dabei gäbe es ein Mittel, die Recy-
clingquote auch ohne teure Infrastruk-
turbauten in die Höhe zu treiben: die
Sackgebühr, welche die Haushalte mit-
tels einer Abgabe zum Sortieren ani-
miert. Genf jedoch ist der einzige Kan-
ton der Schweiz, der sich bis anhin da-
gegen sträubt. Regierungspräsident
Antonio Hodgers, ein Grüner notabene,
ist der Sackgebühr gegenüber nicht
grundsätzlich abgeneigt, wie er sagt. Er
erinnert daran, dass er das zuständige
Departement erst vor einem Jahr über-
nommen habe und dass entsprechende

Arbeiten im Gang seien. «Geben Sie
mir drei Monate Zeit, dann werden wir
ein Projekt präsentieren», sagt er. Ob es
eine klassische Sackgebühr enthält, will
er nicht verraten – in einem Grenzkan-
ton müsse immer auch die Gefahr des
Abfalltourismus berücksichtigt werden.
Hodgers sagt nur so viel: Es werde eine
Lösung sein, welche die ganze Abfallpro-
blematik «grundsätzlich neu betrachtet».

Die Waadt als Beispiel

Dass es auch schneller geht, machte die
Waadt vor – allerdings erst, nachdem
das Bundesgericht 2011 entschieden
hatte, die Abfallbeseitigung dürfe nicht
einzig mit Steuergeldern bezahlt wer-
den. Die meisten Gemeinden des Kan-
tons haben die Sackgebühr 2013 einge-
führt. Mit spektakulärem Resultat: Die
kantonale Recyclingquote ist sprunghaft
um satte 12 Prozent gestiegen und sta-
gniert seither bei rund 57 Prozent. Der
Haushaltsabfall ging auf einen Schlag
um einen Drittel zurück, wobei die Be-
völkerung insbesondere Kompost, aber
auch Papier und Karton deutlich häu-
figer separat sammelte und nicht mehr
dem «normalen» Müll beimischte.

Einen Wermutstropfen gab es aller-
dings: Die Qualität der Recyclingmate-
rialien nahm ab, wie die Behörden mit-
teilen. So geben manche Plastik in den
Kompost, was die Verarbeitungskosten
erhöht und schlimmstenfalls gar die
nachfolgende Nutzung, etwa als Dünger,
verunmöglicht.

Der Klimawandel
verursacht
hohe Kosten
Bundesrätin Sommaruga
kündigt einen Aktionsplan an

(sda) · Ausgaben von bis zu einer Mil-
liarde Franken im Jahr könnte der
Klimawandel um das Jahr 2050 bei
Infrastruktur und Energiewirtschaft er-
fordern. Das zeigt eine Studie des Be-
ratungsunternehmens Swiss Economics,
die der Bund am Donnerstag vorgestellt
hat. Bundesrätin Simonetta Sommaruga
kündigte einen Aktionsplan an.

Bei Strassen, Schienen und Fahr-
zeugen fallen laut den Forschern von
Swiss Economics die grössten Schä-
den durch Überschwemmungen und
grössere Felsstürze an. Zudem wür-
den höhere Temperaturen Investitio-
nen in hitzeresistente Fahrbahnen not-
wendig machen. Bei der Bahn erfordern
Extremtemperaturen Geschwindig-
keitsreduktionen und führen zu kost-
spieligen Verspätungen. Auswirkungen
werden auch auf die Leistung von Was-
ser- und Kernkraftwerken erwartet. Bei
den Wasserkraftwerken sinkt die Pro-
duktion, weil das verfügbare Wasser
weniger wird. Kernkraftwerke verlie-
ren an Leistung wegen wärmeren Kühl-
wassers. Die höchsten Kosten erwarten
die Wissenschafter bei den Industrie-
infrastrukturen.

Die Studie zeige vor allem eines
eindrücklich, sagte Sommaruga: «Der
Klimawandel geht ins Geld.» Der
Aktionsplan soll Massnahmen zum
Schutz der Infrastrukturen enthalten.
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Alt-Grossrat Eric Weber sorgt
wieder für Aufregung. Der
56-Jährige wurde letzte Woche
aus der Sekundarschule Bäumli
hof geworfen. «Eric Weber hat
sich durch eine Lüge Zugang zu
einem Klassenzimmer ver-
schafft. Er behauptete, er sei der
Vater einer Schülerin in derKlas-
se», bestätigt Simon Thiriet,
Sprecher des Erziehungsdepar-
tements Basel-Stadt.

Obwohl die Lehrperson eine
Aushilfewar, die nicht alle Eltern
kenne, sei ihr die Sache aber
schon nachwenigenMinuten ko-
misch vorgekommen: «Sie nahm
HerrnWebervor die Tür und for-
derte eine Erklärung. So flog die
Sache auf.» Auf dem Weg ins

Klassenzimmer habe er zudem
noch Flyer seinerVolks-Aktion in
den Gängen verteilt, welche so-
fort eingesammelt wurden.

«Ich bin ein Star»
EricWeber bestreitet denVorfall
nicht. Er sei imVorfeld von Schü-
lern angesprochen worden, die
sich über die linken und frechen
Lehrer beklagt hätten. «Sie ha-
ben gesagt: ‹Du bist so erfri-
schend, komm zu uns in die
Schule.› Wissen Sie, seit dem
Youtube-Video, in dem ich sage:
‹Leckt mich amArsch, Staatsan-
waltschaft›, bin ich ein Star.» Im
Flur der Sekundarschule seien
mehrere Schülerinnen zu ihm
gekommen,umHandy-Fotosmit

ihm zu machen. Und ja, er habe
in den Gängen auch ein paar
Flyer hingelegt.

Danach sei er in das Klassen-
zimmer, um zu hören was die
«links-grünen Pseudolehrer» so
erzählen: «Ich wollte eine In
spektion machen. Der Lehrer
holte eine Eltern-Liste hervor
und fragte,wer ich sei. Dann bin
ich gegangen. Ich bin ja kein
Querulant», sagt Weber. Er be-
teuert jedoch weiterhin, eine
Tochter an jener Schule zu ha-
ben: «Das Kind hat einen ande-
renNachnamen. Ichmöchte aber
nicht sagen, wie es heisst, sonst
wird sie gemobbt. Ich wurde in
der Schule auch massiv schika-
niert, weil mein Vater der erste

rechtspopulistische Parlamenta-
rier war.»

BeimErziehungsdepartement
hat man an Webers Aktion gar
keine Freude: «Das geht natür-
lich nicht.Wirhaben nichts gegen
politische Bildung an der Schu-
le, im Gegenteil.Wir bevorzugen
aber, diese auf pädagogisch sinn-
vollereWeise zuveranstalten und
nicht mit solchen Guerillaaktio-
nen», sagt Thiriet. Der Zwischen-
fall bleibt für Weber nicht ohne
Konsequenzen. Das Erziehungs-
departement erteilte ihm ein
Hausverbot. «Falls er noch ein-
mal kommt, rufenwir die Polizei
und erstattenAnzeige.» Da er kei-
nen Ärger mit der Polizei wolle,
werde er das Schulhaus nicht

mehr betreten, sagtWeber. Doch
erwerde alle zermürben und die
Flyer auf dem Trottoir vor der
Schule verteilen.Mehr noch: «Ich
werde alle Schulen in Basel be-
suchen. Dort, wo ich kein Haus-
verbot habe, gehe ich rein.» Vor
zwei Wochen habe er schon das
KVBasel besucht,wo ervon einer
Schülerin angeschrien worden
sei. «Wissen Sie, ich bin im Vor-
wahlkampf undmuss neueWäh-
ler akquirieren. Ich möchte mei-
nen Einzug in den Grossen Rat
am 25. Oktober 2020 erzwingen.
Ich bin auf diese 1300 Franken
proMonat angewiesen. Fürmich
heisst es: Sieg oder Sarg.»

Dina Sambar

Mischa Hauswirth

Die Debatte war kontrovers. Die
Israelitische Gemeinde Basel
(IGB) musste sich amMittwoch-
abend entscheiden: Wollen wir
das Geld annehmen und auf die
Forderung eintreten oder nicht?
Provoziert hat die Frage ein an-
onymer Grossspender, dessen
Identität nur dem IGB-Vorstand
bekannt ist. Er will der IGB
1,5Millionen Frankenverteilt auf
15 Jahre zukommen lassen,wenn
sie dafür ist, die Synagoge um-
zubenennen. Das 1866 erbaute
und 1892mit einer zweiten Kup-
pel versehene Gotteshaus soll
neu «Beth Joseph», zu Deutsch
«Haus des Joseph», heissen. Bis-
her war der Bau als «Grosse
Synagoge» oder «Basler Synago-
ge» bekannt. Obwohl sich die fi-
nanzielle Situation der IGB dank
der Hilfe des Kantons in Sachen
Sicherheit, eineNeuorganisation
des Steuersystems und mehre-
ren Zuwendungen merklich
entspannt hat, haben die anwe-
senden Mitglieder an der GV der
Umbenennung mit grosser
Mehrheit zugestimmt und so den
IGB-Vorstand ermächtigt, auf
weitereVerhandlungenmit dem
Spender einzutreten.

Manuel Battegay, der ehema-
lige IGB-Präsident, begrüsst
die Unterstützung. «Nachdem
der Kanton Basel-Stadt die Si-
cherheitskosten weitgehend
übernommen hat, sind wir bei
angespannter Finanzsituation
der IGB intensiv auf Sponsoren-
suche gegangen und froh um
diesen grossen Beitrag», sagt er
auf Anfrage. «Der Spender will
aber keine Diskussion um seine
Person, später aber aus der
Anonymität heraustreten.» Der
Vorname des Spenders ist
Joseph, wer aber genau dahin-
tersteckt, ist unklar; erste Spe-
kulationen um Namen werden
bereits herumgeboten.

Die Frage nach der Integrität
Die hohen Sicherheitskosten
sind aber nur ein Teil der Ge-
schichte,warum der IGB in eine
finanzielle Notlage geriet. Eine
weitere Ursache für die finan-
ziellen Probleme ist derMitglie-

derschwund, der verminderte
Steuereinnahmen zur Folge hat.
Vor allem wegen Überalterung
und Auswanderung ist die Zahl
der IGB-Mitglieder in den letzten
15 Jahren von 1400 auf unter 900
gesunken. Dazu kamen in der
letzten Zeit strukturelle Proble-
me in der IGB-Verwaltung.

Battegayverweist darauf, dass
eine solche Umbenennung kei-
neswegs ungewöhlich sei. «Es
gibt auch andere Synagogen, die
nach Personen oder biblischen
Figuren benannt sind. Vorgese-
hen ist die heutige Bezeichnung
mit Zusatz», sagt Battegay.

Auch wenn die Umbenennung
von Synagogen und Gemeinde-
zentren nach Spendern in den
USAund Israel sowie im orienta-
lisch-jüdischenKulturkreis üblich
ist, so sind solcheNamensgebun-
gen in der in Basel vorherrschen-
den elsässisch-süddeutschen
jüdischen Tradition eher unge-
wohnt. So waren an der Ver-
sammlung auch kritische Stim-
men zu hören. «Wenn man sich
für so etwas entschliesst, dann
muss die Integrität dieses Spen-
ders vollumfänglich gewähr
leistet sein», sagt Gabriel Heim,
IGB-Gemeindemitglied und

Basler Publizist. «Wir haben als
Gemeinde ja keinen Einblick in
dieMotivation dieses Spenders.»

Namen sind nicht geschützt
Die BaZwollte von IGB-Rabbiner
Moshe Baumel wissen, ob eine
solche Spende keinen Einfluss auf
die religiöse Unabhängigkeit der
Synagoge habe. Baumel wollte
dazu keine Stellung nehmen.

Einer offiziellenNamensände-
rung dürften keine behördlichen
Auflagen in die Quere kommen.
Auch wenn die Basler Synagoge
ein Kulturgut von nationaler Be-
deutung ist und in der Liste der

A-Objekte imKanton Basel-Stadt
aufgeführt wird, so seien nicht
Namen geschützt, «sondern die
Objekte an sich». Der Gattungs-
begriff Synagoge jedenfalls blei-
be bestehen, so das Bau- undVer-
kehrsdepartement Basel-Stadt.

An der IGB-Versammlungwar
auch die Suche nach einemneu-
en Präsidenten ein Thema, da
Manuel Battegay per Mittwoch
zurückgetreten ist.Als Ersatz für
Battegayhat sich Emmanuel Ull-
mann beworben, Vizepräsident
und Kassier der Grünliberalen
Partei Basel-Stadt. DieWahl fin-
det am 19. Januar 2020 statt.

Reicher Spender will, dass Basler
Synagoge nach ihm benannt wird
Hoher Betrag Mit 1,5 Millionen Franken will ein anonymer Mäzen der Israelitischen Gemeinde finanziell
unter die Arme greifen. Dafür verlangt er eine Gegenleistung: die Bezeichnung «Beth Joseph».

Seit über 150 Jahren gehört die Synagoge zu Basel. Foto: Tamedia-Archiv
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DINA HUNGERBÜHLER 

Anschläge oder A�entatsversuche auf jüdi-
sche Einrichtungen oder Menschen gehören 
immer noch zu Alltag nicht nur im europä-
ischen Ausland. Der vereitelte Anschlag auf 
eine Synagoge von Halle, der Angriff auf 
einen jüdischen Senior in Berlin sowie die 
Schändung jüdischer Gräber im Elsass sind 
die aktuellsten Beispiele von antisemiti-
schen Übergriffen der letzten Monate. In der 
Schweiz ist es bisher verhältnismässig ruhig 
geblieben. Dennoch drängt sich auch hier die 
Frage auf, wie es um die Sicherheit jüdischer 
Einrichtungen steht; tachles wollte von jüdi-
schen Gemeinden, Sicherheitsbehörden- und 
Experten wissen, wie die Bedrohungslage in 
der Schweiz ist und ob jüdische Einrichtungen 
ausreichend geschützt sind. 

Die Gefahrenlage in der Schweiz 
Laut offiziellen Angaben des Nachrichten-
diensts des Bundes (NDB) ist in der Schweiz die 
Terrorbedrohung seit dem Jahr 2015 erhöht. Die 
grösste Terrorbedrohung geht von jihadistisch 
motivierten Anschlägen aus, dabei verweist 
der NDB-Lagebericht 2019 auch explizit auf die 
Gefährdung jüdischer Interessen. Konkret ha�e 
der NDB in den letzten Jahren rund 500 Perso-
nen auf dem Radar, die wegen jihadistischer 
Propagandaverbreitung im Inland oder Kon-
takten zu radikalen Szenen im Ausland aufge-
fallen waren. 81 Personen waren Jihad-Reisende, 
von denen sich im Jahr 2017 mindestens elf 
Personen wieder in der Schweiz aufhielten. Auf 
Anfrage von tachles bestätigte die NDB-Spreche-
rin Isabelle Graber, dass für die Schweiz nach 
wie vor eine erhöhte Terrorgefahr durch jiha-
distisch motivierte Akteure besteht und auch 
jüdische Interessen betroffen werden können. 
Sie verweist jedoch darauf, dass nach aktuellen 
Beurteilungen des NDB andere Länder im Vor-
dergrund stehen. In Bezug auf jüdische Einrich-
tungen besteht laut Isabelle Graber jedoch auch 
die Gefahr von Anschlägen aus rechtsextremen 
Kreisen. Die rechtsextreme Szene in der Schweiz 
ist gemäss dem aktuellen NDB-Lagebericht im 
Aufbruch, mehrere Gruppierungen verfügen 
mi�lerweile über offizielle Webseiten oder Ver-
einslokale. Bisher ist die Szene nicht durch ihre 
Gewaltbereitschaft aufgefallen. Laut Analyse 
des NDB ist es noch unklar, ob dies so bleiben 
wird. Auch Fabien Merz, Forscher am Center 
for Security Studies (CSS) der ETH, schätzt die 
Wahrscheinlichkeit von Übergriffen aus recht-
extremistischen Kreisen im Vergleich zur jiha-
distischen Bedrohung als höher ein: «Jihadisten 
haben eine grosse Anzahl an Feindbildern. Die 

Wahrscheinlichkeit, dass es genau jüdische 
Ziele trifft, wird dementsprechend als diffus ein-
gestuft. Ganz im Gegensatz zur rechtsradikalen 
Szene, wo Juden zum Hauptfeindbild gehören. 
Die logische Schlussfolgerung daraus wäre, dass 
die Wahrscheinlichkeit eines rechtsextremis-
tisch motivierten Anschlags auf eine jüdische 
Einrichtung als höher einzustufen ist.» Laut 
Merz ist die Unterscheidung bezüglich der qua-
litativen und quantitativen Komponente wich-
tig: «Rechtsextremistisch motivierte Anschläge 
dürften zwar wahrscheinlicher sein, jedoch 
geringer in der Gewaltbereitschaft. Gleichzeitig 
ist davon auszugehen, dass die Gewaltbereit-
schaft, und somit auch die Auswirkungen eines 
möglichen Anschlags, bei jihadistisch motivier-
ten Tätern als höher einzustufen ist.»

Extremistische und antisemitische  
Einstellungen in der Schweiz
In der Schweiz zeigten im letzten Jahr 9 Pro-
zent der Bevölkerung eine negative Einstellung 
gegenüber jüdischen Personen, wie aus der 
aktuellen Erhebung «Zusammenleben in der 
Schweiz» des Bundesamt für Statistik hervor-
geht. Diese Zahl sei seit dem Jahr 2010 mehr 
oder weniger konstant, beobachtete Dirk Baier, 
Leiter des Instituts für Delinquenz und Krimi-
nalprävention an der  Zürcher Hochschule für 
Angewandte Wissenschaften (ZHAW). In der 
Schweiz gibt es demnach einen festen Kern in 
der Bevölkerung, der antisemitischen Stereoty-
pen zustimmt oder gegenüber jüdischen Per-
sonen eine negative Einstellung hat. «Jedoch 
ist es schwierig von einer solch breiten Bevöl-
kerungsgruppe das Gefahrenpotential abzulei-
ten», meint Dirk Baier. «In der Regel kann davon 
ausgegangen werden, dass Jugendliche eher zu 
antisemitischen Übergriffen und Gewaltakten 
bereit sind als Erwachsene. In unserer jüngsten 
schweizweiten Befragung haben 6 Prozent der 
Jugendlichen im Alter von 17 bis 18 Jahren anti-
semitischen Aussagen zugestimmt. Somit gibt 
es durchschni�lich pro Schulklasse eine Person, 
die antisemitische Einstellungen hat.» Dabei 
stimmen laut Dirk Baier muslimische Jugend-
liche dreimal häufiger antisemitischen Aussa-
gen zu, jedoch weist eine klare Mehrheit von  
82 Prozent keine klare antisemitische Haltung 

auf. 5,9 Prozent der befragten Jugendlichen 
vertreten wiederum ein geschlossenes rechtsex-
tremistisches Weltbild. «Es gibt also ein gewis-
ses Gefahrenpotential unter Jugendlichen in 
der Schweiz, was die Einstellung betrifft. Es ist 
jedoch auch hier sehr schwer abzuschätzen, wie 
viele der Jugendlichen auch tatsächlich zu einer 
Tat schreiten würden. Denn dabei spielen wie-
derum sehr viele Faktoren wie Affek�aten und 
Gruppendynamik eine Rolle.» Laut dem Antise-
mitismusbericht des Schweizerischen Israeliti-
schen Gemeindebundes (SIG) und der Stiftung 
gegen Rassismus kam es in der Deutschschweiz 
im Jahr 2018 zu keinen schweren Gewal�aten 
gegenüber jüdischen Personen. Insgesamt wur-
den 577 antisemitische Vorfälle gemeldet, wobei 
knapp 30 davon Taten wie Beschimpfungen, 
Sachbeschädigung oder kleinere Tätlichkei-
ten waren. Der grösste Teil der Vorfälle fand im 
Internet sta�. Dabei fällt auf, dass antisemitische 
Propaganda im Netz wieder salonfähig scheint. 
Viele User würden antisemitische Propaganda 
unter vollen Namen und gut erkennbaren Pro-
filbildern posten. Der Antisemitismusbericht 
2018 bezieht sich jedoch nur auf Vorfälle in 
der Deutschschweiz. Es wird daher von einer 
grossen Dunkelziffer ausgegangen. Laut den 
Autoren des Antisemitismusberichts sowie den 
befragten Sicherheitsexperten muss somit auch 
in der Schweiz von einem gewissen latenten 
Gewaltpotential gegenüber jüdischen Personen 
ausgegangen werden, gerade weil Propaganda 
im Internet zu physischen Übergriffen verlei-
ten kann und das Handeln von Einzelpersonen 
schwer einzuschätzen ist. 

Sicherheit in den jüdischen Gemeinden
Somit stellt sich die Frage, was dies für die 
Sicherheitsvorkehrungen der jüdischen 
Gemeinden in der Schweiz bedeutet. Laut dem 
SIG-Generalsekretär Jonathan Kreutner seien 
die Sicherheitsvorkehrungen der verschiedenen 
Gemeinden an die jeweilige Gefährdungslage 
angepasst: «Wenn im Ausland Übergriffe wie 
in Halle passieren, fliessen die Erkenntnisse in 
die Risikoanalyse ein. Die Sicherheitsmassnah-
men sind aber schon auf einem hohen Stand 
und daran hat Halle nichts geändert. Es muss 
aber jeweils auf Ebene der Gemeinde in Zusam-
menarbeit mit den Behörden entschieden wer-
den, welche zukünftigen Anpassungen für die 
jeweilige Gefährdungslage nötig sind. Unserer 
Einschätzung zufolge sind hier alle jüdischen 
Gemeinden auf einem guten Weg.» Die befrag-
ten Sicherheitsbeauftragen in den Gemeinden 
Zürich (ICZ), Lausanne (CILV), Basel (IGB) und 
Winterthur (IGW) teilen diese Meinung gröss-
tenteils. So beispielsweise Gilbert Goldstein, 
Sicherheitsbeauftragter der IGB: «Wir machen 

«Gesellschaftlicher 
Rückzug wäre 
kontraproduktiv.»

Experten über die Bedrohungslage für Schweizer Juden und jüdische Einrichtungen 

Sind Schweizer Juden sicher?
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das, was wir als notwendig anschauen und 
was mit unseren finanziellen Mi�eln möglich 
ist. Es könnte immer noch mehr in die Sicher-
heit investiert werden, jedoch kostet ab einem 
gewissen Punkt eine kleine Verbesserung der 
Sicherheitsvorkehrungen exponentiell viel 
mehr, sodass man gut abwägen muss.» Auch 
Raphael Levy, CILV-Sicherheitschef, schätzt 
die Lage mehrheitlich positiv ein: «Bei einem 
Anschlag, wie er in Halle passiert ist, wäre 
unsere Gemeinde wahrscheinlich gut geschützt 
gewesen. Besser geplante Anschläge, wie sie vor 
ein paar Jahren in Christ Church oder Toulouse 
sta�gefunden haben, wären kritischer gewesen. 
Allgemein sind jedoch sowohl Handlungen von 
Einzeltäter sowie die Effizienz unserer Mass-
nahmen sehr schwer abzuschätzen. Wir wissen 
ja nicht, wie viele Taten wir mit unseren Sicher-
heitsmassnahmen bereits verhindern konnten.»

Unterschiede in den  
Sicherheitsvorkehrungen
Für die föderale Schweiz nicht überraschend 
ist, dass es in den verschiedenen jüdischen 
Gemeinden einige Unterschiede zwischen der 
Art und Anzahl der getroffenen Sicherheits-
massnahmen, dem Sicherheitsbudget sowie 
der Zusammenarbeit mit den Behörden gibt. 
Die grösste jüdische Gemeinde in der Schweiz 
hat laut ICZ-Präsidentin Shella Kertész «seit 
Jahrzehnten ein umfassendes Sicherheits-
konzept mit den entsprechenden Fachleuten, 
wobei die Sicherheitskosten der ICZ sich auf 
ungefähr 15 Prozent des gesamten Gemeinde-
budgets belaufen». Laut Kertész wird zudem 
sehr eng mit der städtischen und kantonalen 
Sicherheitsbehörde zusammengearbeitet. Die 
Zusammenarbeit beinhaltet unter anderem 
stadtpolizeilichen Schutz an gewissen jüdi-
schen Fes�agen sowie Informationsaustausch 
mit den polizeilichen Behörden. Dies bestätigt 
auch Werner Schaub, Sprecher der Kantons-
polizei Zürich: «Die Kantonspolizei Zürich ist 

im Bereich von extremistischen Aktivitäten 
jeglicher Art sehr wachsam. Im Rahmen der 
Gefahrenabwehr stehen wir in engem Kontakt 
mit den Bundes- und Gemeindebehörden. Kon-
kretisieren sich entsprechende Hinweise, so 
nimmt die Kantonspolizei Zürich jeweils Kon-
takt mit Behördenvertretern und Organisatio-
nen oder Institutionen auf und macht diese auf 
mögliche Gefahren aufmerksam.» Aus Sicher-
heitsgründen wollten weder Shella Kertèsz 
noch die Kantonspolizei genauere Angaben 
zum Sicherheitsdispositiv der jüdischen Insti-
tutionen in Zürich machen. 

Auch jüdische Einrichtungen in Basel wer-
den laut Gilbert Goldstein, Sicherheitsbeauf-
tragter der IGB, zum Teil zusätzlich durch die 
Kantonspolizei geschützt und ergänzen den 
internen Sicherheitsdienst der Israelitischen 
Gemeinde Basel (IGB). Dabei nimmt der Kan-
ton Basel-Stadt eine Vorreiterrolle ein, was 
die zusätzliche kantonale Beteiligung an Kos-
ten und Ausbildung von Sicherheitsperso-
nal für jüdische Institutionen angeht (tachles 
berichtete). Insgesamt werden 22 jüdische 
Einrichtungen in Basel mit Sicherheitsper-
sonal, baulichen und technischen Massnah-
men geschützt. Basel sei aufgrund seiner 
geografischen Lage zwischen Frankreich und 
Deutschland ein besonders gefährdeter Ort. 
«Die Sicherheitskosten der IGB machen darum 
einen beträchtlichen Teil des finanziellen Bud-
gets der IGB aus», erläutert Goldstein. Warum 
insbesondere die IGB von seinen Sicherheits-
kosten stark belastet wird, erklärt er damit, 
dass in Basel, ähnlich wie in Zürich, Sicher-
heitsvorkehrungen mit ständigem Personal 
gewährleistet werden müssen. Diese Kosten 
werden jedoch von verhältnismässig weniger 
Mitglieder getragen. Die zusätzliche Unterstüt-
zung vom Kanton Basel-Stadt sowie von israeli-
scher Seite seien daher von grossem Wert. 

In der jüdischen Gemeinde Lausanne/
Waadt (CILV), werden die Einrichtungen nicht 

durch einen auswertigen Sicherheitsdienst 
geschützt. Laut dem Sicherheitschef Raphael 
Levy arbeitet die CILV ausschliesslich mit Frei-
willigen aus der Gemeinde zusammen. Diese 
sind zum Teil ebenfalls bewaffnet und wer-
den regelmässig geschult. Zur Vereinfachung 
wurde eine eigene Sicherheitsfirma gegrün-
det, welche als Verein organisiert ist. Dies 
ermöglicht eine bessere Koordination mit den 
polizeilichen Behörden. Ein ähnliches Modell 
wird gemäss Levy auch in anderen West-
schweizer Gemeinden und womöglich bald in 
Bern angewendet. Jedoch bezeichnet Levy die 
Zusammenarbeit mit den polizeilichen Behör-
den nicht als besonders eng: «Wir treffen uns 
zwar regelmässig, um über die aktuelle Sicher-
heitslage zu beraten, die Polizei darf uns aus 
gesetzlichen Gründen nur begrenzt Infor-
mationen weiterleiten. Wir versuchen zum 
Teil unsere eigene Risikoanalyse zum Beispiel 
über Social Media zu machen. Auf begründete 
Anfrage unterstützt uns die Stadtpolizei dann 
an gewissen Events und Festen.» Bei der CILV 
werden insbesondere das Gemeindezentrum, 
die Synagoge und die Schule geschützt. Der 
jüdische Friedhof wird technisch überwacht. 
Durch die Zusammenarbeit mit Freiwilligen 
halten sich die Sicherheitskosten der CILV in 
Grenzen. Eine direkte Unterstützung aus Israel 
erhält die Sicherheitsfirma nicht. 

Die IGW in Winterthur zählt mit ihren 
95 Mitgliedern zu den kleineren jüdischen 
Gemeinden. Dennoch muss sich die IGW mit 
Sicherheitsfragen beschäftigen. Unter ande-
rem, weil in der An-Nur-Moschee in Winter-
thur  extremistisches Gedankengut verbreitet 
wurde und somit ein erhöhtes Gefahrenpoten-
tial bestehen könnte. Die IGW hat keinen inter-
nen Sicherheitsdienst. «Bei Bedarf wird jedoch 
mit einem privaten Sicherheitsunternehmen 
zusammengearbeitet», erklärt der IGW-Sicher-
heitsbeauftrage Olaf Ossmann. «Zudem ste-
hen gewisse jüdische Einrichtungen wie das 
Gebetshaus oder der Wohnort der Vorstands-
mitglieder auf der Liste der gefährdeten Orte 
der Stadtpolizei Winterthur. An diesen Orten 
wird regelmässig patrouilliert.» Auch an allen 
Veranstaltungen und insbesondere Fes�agen 
erhält die IGW zusätzliche polizeiliche Unter-
stützung. Im Moment hat die Stadtpolizei die 
Alarmstufe auf das höchste Niveau gesetzt. Die 
Zusammenarbeit funktioniert laut Ossmann 
seit einigen Jahren sehr gut: «Die Polizei hat gro-
sse Fortschri�e in ihrer internen Koordination 
gemacht, nun haben wir direkte Ansprechpart-
ner, mit denen wir ein vertrauensvolles Verhält-
nis pflegen. Dies ist nicht selbstverständlich 
und hängt fest von persönlichen Kontakten ab.» 
Besonders als kleinere Gemeinde sei man stark 
von der Zusammenarbeit mit den öffentli-

Lausanne sichert die 
Synagoge mit Einsatz 
von Freiwilligen. 

Æ
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chen Sicherheitsbehörden, aber auch den ver-
schiedenen Sicherheitshubs, welche über den 
SIG koordiniert werden, abhängig. «Seit Halle 
überlegen wir uns jedoch noch intensiver, ob 
wir im Rahmen der Verordnung zur finanziel-
len Unterstützung von gefährdeten Minder-
heiten Gelder für weiter bauliche Massnahmen 
beantragen wollen.» 

Präventive Massnahmen 
Dass in der Schweiz mi�lerweile eine bes-
sere Koordination zwischen Bund, Kanto-
nen, Gemeinden und jüdischen Institutionen 
besteht, findet auch André Duvillard, Dele-
gierter der Kantone und des Bundes beim 
Sicherheitsverbund Schweiz. Der Sicherheits-
verbund Schweiz hat im Jahr 2016 zum Zweck 
der Bekämpfung von gewal�ätigem Extremis-
mus einen nationalen Aktionsplan ausgear-
beitet. Fokussiert wird dabei eben genau auf 
die enge Zusammenarbeit von allen föderalen 
Stufen, aber auch von verschiedenen Bereichen 
wie Sozialarbeit, Schulen und Forschung. Ganz 
zentral seien vor allem präventive Massnah-
men, wie die Früherkennung von potentiell 
gewal�ätigen radikalisierten Personen und 
die Verhinderung von Radikalisierung an sich. 
André Duvillard bestätigt jedoch auch die Pro-
blematik, dass die Zusammenarbeit zwischen 
jüdischen Institutionen und polizeilichen 
Behörden nicht überall gleich abläuft und sich 
bisher in gewissen Kantonen als schwieriger 
herausstellte. Jedoch sei die föderale Struk-
tur insbesondere bei der Früherkennung von 
potentiellen Tätern ein grosser Vorteil der 
Schweiz. «In vielen Kantonen konnten zudem 
bereits passende massgeschneiderte Lösun-
gen möglich gemacht werden.» Das nicht nur 
reaktive Sicherheitsdispositive mit personel-
len, baulichen und technischen Sicherheits-
massnahmen genügen, bestätigen auch Fabien 
Merz vom CSS sowie Dirk Baier von der ZHAW. 
Beide betonten, dass unbedingt auch bei prä-
ventiven Massnahmen der Früherkennung 
investiert werden muss und das Früherken-
nungsmassnahmen am effektivsten auf lokaler 
Ebene ansetzten. «Als Schlüsselelement sehe 
ich den Kontakt zwischen jüdischen Personen 
und anderen Bevölkerungsgruppen. Es wäre 
kontraproduktiv, wenn sich die jüdische Bevöl-
kerung der Schweiz immer mehr zurückziehen 
würde. Daher sollte auch mehr über das Sicher-
heitsempfinden der jüdischen Personen in der 
Schweiz geforscht werden», meint Dirk Baier. 
Präventive Massnahmen setzten beispielsweise 
bereits die IGW sowie die IGB um, diedem sie 
regelmässige Führungen für Schulklassen 
organisieren. Die befragten Sicherheitsexper-
ten waren sich zudem einig, dass hinsicht-
lich der gehäuften antisemitischen Vorfälle 
im Ausland und der nicht allzu grossen, aber 
latenten Gefährdungslage in der Schweiz eine 
gute Balance zwischen reaktiven Sicherheits-
massnahmen und Offenheit angestrebt werden 
soll. Die beste Absicherung gegen gewal�ätige 
Übergriffe, insbesondere durch schwer ein-
schätzbare Einzeltäter, sei nach wie vor, dass es 
gar nicht erst zu der Verbreitung von extremis-
tischem Gedankengut kommt. l
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Montag, 6. April 2020

Stadtjäger

Die «Allgemeine Zeitung des
Judentums» fand in ihrer
Berichterstattung über die
Eröffnung der Synagoge im
September 1868 eine pointierte
Formulierung: «Basel, die Stadt
so vieler mittelalterlicher
Gräuel gegen die Juden und
wiederholter Austreibungen
derselben, aber auch manches
verdienstvollen Schriftwerkes
auf unserem Gebiete, hat jetzt
den Sieg der Glaubensfreiheit
besiegelt, indem in seinem
Weichbilde eine Synagoge
erbaut und öffentlich einge-
weiht worden, und zwar unter
allgemeiner Teilnahme der
Bevölkerung.»

Tatsächlich liest sich die
Geschichte der Juden in Basel
als sehr wechselvoll. Um das
Jahr 1200 herum bestand eine
erste Synagoge an der heutigen
Unteren Gerbergasse. Rund 150
Jahre später aber, am 16. Januar
1349, sollte die erste jüdische
Gemeinde in Basel ein jähes
Ende finden.Weil ihren Mit-
gliedern vorgeworfen wurde,
zur Zeit der Pest die Brunnen
vergiftet zu haben, wurde sie
ausgelöscht. Erst ab 1360
wurden wieder Juden in die
Stadt gelassen. Das hebräische
Druckwesen und die hebräi-
sche Sprachwissenschaft
florierten jedoch im Basel
des 15. Jahrhunderts ohne
nennenswerte jüdische
Präsenz, sondern unter dem
Einfluss des Humanismus.

Ihre zweite Synagoge hatten
die Juden in Basel sodann in
der Gerbergasse – dort, wo sich
heute das Unternehmen Mitte
befindet. Später, um das Jahr
1850 herum, befand sich das
Gebetshaus am Unteren
Heuberg – und dann entstand
das Gebäude an der Ecke
Leimenstrasse/Eulerstrasse.
Es entstammte der Feder des

Architekten Hermann Rudolf
Gauss und zeigte sich – der
damaligen Mode entspre-
chend – als neumaurisch-by-
zantinischer Kreuzkuppelbau.
Architekt Gauss selber konnte
die Fertigstellung der Synagoge
nicht mehr erleben; er starb
wenige Monate vor deren
Einweihung.

Das kompakte Gebäude mit
orientalischem Akzent be-
schrieb das «Tagblatt der Stadt
Basel» als ein «vollkommen
gelungenes Gebäude, dessen

zierliche Kuppel weithin gese-
hen und nicht nur der nächsten
Umgebung, sondern der gan-
zen Stadt zur Zierde gereicht».
Doch schon bald wurde das
Gotteshaus der Israelitischen
Gemeinde zu klein, denn die
Gemeinde wuchs stetig. Zählte
Basel 1860 noch 172 Juden,
waren es im Jahr 1870 bereits
429 und nochmals 40 Jahre
später 2452.

Man entschied sich, die Syna-
goge der Eulerstrasse entlang
zu erweitern, und zwar so, dass

eine Art Verdoppelung des
ersten Gebäudes entstand: ein
Zwillingsbau quasi mit zwei
identischen Kuppeln. Die Idee
stammte vom Basler Kirchen-
architekten und Poeten Paul
Reber. In diesem Haus mit
seinen beiden Seitenschiffen,
Säulenreihen und Galerien
finden nun nicht mehr nur gut
200, sondern gegen 600 Men-
schen Platz.

Heute ist die bereits mehrfach
restaurierte Synagoge mit ihren
zwei Kuppeln, die je mit einem

goldenen Spitz verziert sind,
ein Kulturgut von nationaler
Bedeutung und steht gemäss
der Haager Konvention zum
Schutz von Kulturgut sowie
gemäss dem Bundesgesetz
über den Schutz der Kultur
güter bei bewaffneten
Konflikten unter Schutz.

Warum die Basler Synagoge
zwei Kuppeln hat
Stadtjäger Die Synagoge galt einst als «vollkommen gelungenes Gebäude». Dannmusste sie umgebaut werden.

Die 1860 entstandene und später erweiterte Synagoge an der Eulerstrasse ist heute ein Kulturgut von nationaler Bedeutung. Foto: Dagmar Morath

Dominik Heitz
BaZ-Redaktor

Fast doppelt so schnell
wie erlaubt unterwegs
Hägendorf Die Kantonspolizei So-
lothurn führte amSamstagabend
an der Solothurnstrasse in
Hägendorf eine Geschwindig-
keitskontrolle durch.Dabeiwur-
den ausserorts ein 19- und ein
20-jähriger Autofahrer erfasst,
die mit 151 Stundenkilometern
respektive mit 138 Stundenkilo-
metern unterwegs waren. Er-
laubt gewesen wären 80 km/h.
Die beidenwurden von der Poli-
zei angehalten, und sie mussten
den Führerausweis abgeben. Zu-
demwurde das Auto des 19-Jäh-
rigen sichergestellt. Erwird sich
nach den gesetzlichen Bestim-
mungen über Raserdelikte zu
verantworten haben. (sda)

Offenes Feuer löst
Waldbodenbrand aus
Oberdorf Die Feuerwehr hat am
Samstagnachmittag in Oberdorf
einen Waldbodenbrand löschen
müssen. Durch die Glut eines
offenen Feuers war trockenes
Laub in Brand gesetzt worden,
wie die Polizei Basel-Landschaft
am Wochenende mitteilte. Die
Feuerwehrhabe den Brand rasch
in den Griff bekommen und in-
nert kurzer Zeit löschen können.
Bäume seien nicht in Brand ge-
raten.Auch sei niemand verletzt
worden. (sda)

Velofahrer stürzt nach
Streifkollisionmit VW
Laufen Ein 46-jähriger Velofah-
rer musste am Samstag nach
einem Sturz ins Spital gebracht
werden. Nach bisherigen Er-
kenntnissen der Baselbieter Poli-
zei fuhr ein Velofahrer auf der
Delsbergerstrasse in Laufen in
Richtung Jura. Nach dem Vor-
stadtkreisel wurde der Radfahrer
von einem unbekannten weissen
VW, mit BL-Kennzeichen, über-
holt. Beim Überholmanöver
drängte der Personenwagen den
Velofahrer an den rechten Trot-
toirrand, wodurch dieser zu Fall
kam.DerVelolenkerverletzte sich
bei dem Sturz und musste durch
die Sanität in ein Spital gebracht
werden. Am Rennrad entstand
erheblicher Schaden.DerAutofah-
rer beging Fahrerflucht. Die Po
lizei Basel-Landschaft sucht
Zeugen. (red)

Nachrichten

«Nie war er so wertvoll wie
heute.» An diesen legendären
Werbespruch für Klosterfrau
Melissengeist muss ich denken,
wenn ich sehe, wie viele beste
Freunde der noch vor kurzem
verachtete Staat während der
Corona-Krise plötzlich gewon-
nen hat. Banken, Gewerbever-
band, Arbeitgeber und bürger
liche Parteien überbieten sich
mit Wünschen, wie der böse
Staat dieWirtschaft und die
Arbeitsplätze vor dem drohen-
den Untergang bewahren
könnte. Bund und Kantone
schnüren milliardenschwere
Hilfspakete. Mit an Bord auch
die Gewerkschaften, eben noch
als Gefahr für denWirtschafts-
standort eingestuft und für
überflüssig erklärt. Am Steuer
des Rettungsboots sitzen mit
dem Finanz- und demWirt-
schaftsminister, Ironie der

Geschichte, gleich zwei SVP-
Bundesräte. Bei den Marktfeti-
schisten in Politik undWissen-
schaft dürfte dieser abrupte
Wechsel vom Stinkefinger zur
hohlen Hand blankes Entsetzen
auslösen. Immerhin hatten sie
dem Staat bis zuletzt eine
radikale Abmagerungskur
verschrieben. Professor Dr.
David Dürr, Anarchist und
BaZ-Kolumnist a.D., bezeichnet
die «Staatsgläubigkeit» als
«sozialdemokratischen Hard-
core-Mainstream». Der Staat
«raube den Leuten ihr redlich
verdientes Geld und nenne es
zynisch Steuern», er verpflichte
die Kinder zum Schulbesuch,
«wenn es sein muss auch gerne
mit Polizeigewalt», er zwinge
dieWirtschaft, «das von seiner
Notenbank fingierte und letzt-
lich wertlose Geld zu verwen-
den», er verbiete den Leuten,

«zur Verteidigung ihrer Rechte
Gewalt anzuwenden, während
er sie zur Durchsetzung seiner
eigenen Interessen hemmungs-
los gebraucht.» Kurz: «Hier wie
dort (in Deutschland und der
Schweiz) werden die wirt-
schaftlichen, sozialpolitischen,
ökologischen oder kulturellen
Auswirkungen des Staatsversa-
gens nicht mit einem Ab-,
sondern mit einem Ausbau des
Staats kuriert.» Sein Credo:
Macht aus dem Staat
Gurkensalat. Oder in der FDP-
Soft-Variante: «Mehr Freiheit.
Weniger Staat.»

Egoistisch und unverschämt
Kaum einWirtschaftsvertreter
will noch an die neoliberale
Fibel «Mut zum Aufbruch.
Wirtschaftspolitische Agenda
für die Schweiz» aus dem Jahr
1995 erinnert werden. Joe

Ackermann, Ulrich Bremi,
David de Pury, Thomas
Schmidheiny u.a. präsentierten
damals ein Programm, «Fit-
nesskur» genannt, das eine
kaltschnäuzige Abkehr von den
traditionellenWerten einer
sozialen und ökologischen
Gesellschaft beinhaltete. Nicht
Aufbruch hiess die Parole,
sondern Abbruch: ein Rück-
marsch in den Fürsorge- und
Bittgängerstaat. Die konkreten
Postulate bezeugten eine
erschreckende Ahnungslosig-
keit von der zivilisatorischen
Bedeutung des Sozialstaats.
Insbesondere die Forderungen
nach der Aufhebung des Umla-
geverfahrens bei der Sozialver-
sicherung (Solidaritätsprinzip)
und nach Abschaffung der
direkten Bundessteuer waren
ein Appell an den Egoismus
und eine Unverschämtheit

gegenüber einer riesigen
Mehrheit der Bevölkerung. Die
Rechnung 2019 des Kantons
Basel-Stadt schloss mit einem
Überschuss von 746 Millionen
Franken. Dadurch konnten die
Nettoschulden um 675 Millio-
nen gesenkt werden. Mit 1,5
Promille erreichte die Netto-
schuldenquote einen histori-
schen Tiefpunkt. Nur deshalb
war die Regierung in der Lage,
dringend notwendige Mass-
nahmen zugunsten vonWirt-
schaft, Kultur und Gewerbe zu
beschliessen. Aus welcher
Quelle hätten denn die finan-
ziellen Mittel sprudeln sollen,
wenn Rot-Grün die Rufe aus
Politik undWirtschaft nach
massiven Steuergeschenken
erhört hätte? Ein Rückfall in die
Schuldenwirtschaft ihrer
Vorgänger wäre unvermeidlich
gewesen. Nun aber werden von

links bis rechts staatliche
Unterstützungsprogramme in
Millionenhöhe gelobt, die bis
anhin als sozialistische Folter-
werkzeuge beschimpft wurden.
«Massstab und Richter über
Gut und Böse derWirtschafts-
politik sind nicht Dogmen oder
Gruppenstandpunkte, sondern
ist ausschliesslich der Mensch,
der Verbraucher, das Volk. Eine
Wirtschaftspolitik ist nur so
lange für gut zu erachten, als
sie den Menschen schlechthin
zum Nutzen und Segen ge-
reicht.» Ludwig Erhard. 1957.
«Vater» der sozialen Markt-
wirtschaft. Kein Sozialist.

Vom Stinkefinger zur hohlen Hand
Lange haben sie nach einem Abbau des Staats geschrien. Doch nun freuen sich auch die Bürgerlichen über die Hilfe für die Wirtschaft.

Roland Stark
ehemaliger Partei-
und Fraktionschef
SP Basel-Stadt

Stark!
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Video- und Audiobeiträge 
 
 

 Gespräch mit Dr. Jonathan Kreutner, Generalsekretär des Schweizerischen  
Israelitischen Gemeindebundes 

 (Telebasel Talk, 05.12.2016, 6:44 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=531d08b0-b9c4-4abf-8cc1-c64cbab37b21  

 
  ‹Jüdische Gemeinschaft bekommt Geld von Basel-Stadt› 

(Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 15.02.2017, 2:40 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=b60c1d47-8d63-4efd-a5a2-31d312237e3a 

 
  ‹Israelitische Gemeinde Basel erhält Geld für Sicherheitsmassnahmen› 

(Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 08.09.2017, 1:51 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=335c0708-52cd-4142-95c7-21837b561370 

 
  ‹Unmut bei der Israelitischen Gemeinde Basel› 

 (Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 31.01.2018, 4:11 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=ce6216e2-92ea-48b9-8992-7d3712605856 

 
 Gespräch mit Dr. Ralph Lewin, Ex-Regierungsrat Basel-Stadt 

(Telebasel Talk, 27.02.2018, 9:31) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=9c5b250a-d0b6-4db6-ac56-318c50cf6c3f   

 
 ‹Juden in Basel vor Chanukka in Sorge› 

(Telebasel News, 04.12.2018, 2:27 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=9efb109d-4447-4770-8e26-31da273b9963 

 
  ‹Gericht verurteilt antisemitischen Täter zu einer Therapie› 

(Radio SRF, Regionaljournal BS/BL, 20.11.2019, 5:25 min) 
https://www.baslerstadtbuch.ch/.permalink/dossier/e612ae1a-1781-419f-ba13-
7730b3492336/media=b56c1617-0b2d-414f-9ed5-b74fd752d8e7 
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